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1.  Das  Ziel  der  Sozialisierung. 

Die  vom  Sozialismus  geforderte  „Sozialisierung" 
bedeutet  eine  neue  Regelung  der  Produktion  mit  dem 
Ziel  der  Ersetzung  kapitalistischer  Privatwirtschaft 
durch  sozialistische  Gemeinwirtschaft.  Ihre  erste 
Phase  besteht  in  der  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel und  der  dadurch  bewirkten  Emanzipation 
der  Arbeit,  ihre  zweite  besteht  in  der  Vergesell- 
schaftung der  Arbeit- 

2.  Was  ist  Produktion? 

Die  Aufgabe  der  Sozialisierung  bezieht  sich  auf 
die  Produktion,  „Produktion"  bedeutet  aber  im 
diesem  Zusammenhang  nicht  den  technischen  Prozeß 
der  Erzeugung  von  Sachgütern,  die  Beziehung 
zwischen  Mensch  und  (natürlich  gegebenem  oder 
künstlich  hergestelltem)  Material.  Vielmehr  be- 
deutet „Produktion"  hier  lediglich  die  mit  jeder  tech- 
nischen Produktion  verbundenen  gesellschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  mehreren  Menschen,  somit  die 
„gesellschaftlichen  Produktionsverhältnisse".  Gegen- 
stand der  Neuregelung  durch  „Sozialisierung"  ist  d i e 
Produktion  als  Inbegriff  gesellschaft- 
licher Verhältnisse. 

„In  der  Produktion  beziehen  sich  die  Men- 
schen nicht  allein  auf  die  Natur,  sondern  auch 
auf  einander.  Sie  produzieren  nur,  indem  sie  auf 
eine  bestimmte  Weise  Zusammenwirken  und  ihre 
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Tätigkeiten  gegeneinander  austauschen.  Um  zu 
produzieren,  treten  sie  in  bestimmte  Beziehungen 
und  Verhältnisse  zu  einander,  und  nur  innerhalb 
dieser  gesellschaftlichen  Beziehungen  und  Ver- 
hältnisse findet  ihre  Beziehimg  zur  Natur,  findet 
die  Produktion  statt." 

Marx  „Lohoarbeit  und  Kapital". 

Die  Struktur  der  vom  Sozialismus  bekämpften 
kapitalistischen  Privatwirtschaft  wird  dadurch  be- 
stimmt, daß  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsord- 
nung der  gesellschaftliche  Vorgang  der  Produktion 
wesentlich  als  private  Angelegenheit  einzelner  Per- 
sonen angesehen  wird.  Die  Sozialisierung  bezweckt 
demgegenüber  die  Herbeiführung  einer  sozialistischen 
Gemeinwirtschaft,  d.  h.  einer  Wirtschaftsordnung, 
welche  den  gesellschaftlichen  Vorgang  der  Produk- 
tion als  eine  öffentliche  Angelegenheit  der  produ- 
zierenden tmd  konsumierenden  Gesamtheit  be- 
trachtet. 

3.  Was  sind  Produktionsmittel? 

Der  erste  Schritt  zur  Sozialisierung  ist  die  Be- 
seitigung des  kapitalistischen  Privateigentums  an  den  . 
zur  Produktion  gebrauchten  „Produktionsmitteln“ 
und  seine  Ersetzung  durch  gesellschaftliches  Eigen- 
tum. 

„Produktionsmittel"  sind  alle  diejenigen  körper- 
lichen Gegenstände  oder  Sachgüter,  die  für  den  Zweck 
der  Produktion  verwendet  werden.  Dazu  gehören 
nach  dem  Erfurter  Programm  insbesondere:  „Grund 
und  Boden,  Gruben  und  Bergwerke,  Rohstoffe,  Werk- 
zeuge, Maschinen,  Verkehrsmittel".  Nicht  die  innere 
Beschaffenheit  eines  Gegenstandes,  sondern  seine 
Verwendung  für  den  Zweck  der  Produktion  macht  ihn 
zum  Produktionsmittel.  Es  können  also,  allgemein 
gesprochen,  „Produktionsmittel"  sein,  die  gesamte 
Erde  in  ihrer  ursprünglich  gegebenen  Gestalt  und 
Beschaffenheit  (Natur)  und  alle  an  der  Erdoberfläche, 
sowie  unter  und  über  ihr  durch  bewußte  menschliche 
Tätigkeit  hervorgebrachten  Veränderungen  (An- 
lagen). 
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Für  den  Zweck  der  Produktion  verwendet  wird 
ein  Gegenstand  dadurch,  daß  durch  seinen  Gebrauch 
eine  produktive  Leistung  hervorgebracht  wird. 
Die  produktive  Leistung  kann  bestehen  in  Darbie- 
tungen oder  Dienstleistungen,  die  ein  gegenwärtiges 
Bedürfnis  unmittelbar  befriedigen  sollen,  z.  B.  die 
Leistungen  des  konzertierenden  Virtuosen,  des 
Droschkenkutschers  oder  des  Personals  eines  Eisen- 
bahnzuges. In  der  Regel  aber  besteht  die  produktive 
Leistung  in  der  Hervorbringung  von  Sachgütern,  die 
als  Mittel  zur  Befriedigung  künftiger  Bedürfnisse 
dienen  sollen  (Konsumtionsmittel).  „Produktions- 
mittel" sind  im  ersteren  Falle  die  zu  der  Darbietung 
oder  Dienstleistung  gebrauchten  Gegenstände  (der 
Flügel,  die  Droschke,  die  Lokomotive),  im  zweiten  die 
zur  Hervorbringung  der  Konsumtionsgüter  verwende- 
ten Gegenstände  (Rohstoffe,  Maschinen  usw.)  Jede 
produktive  Leistung  dient,  unmittelbar  oder  mittel- 
bar, dem  Konsum. 

Diejenige  menschliche  Tätigkeit,  welche  durch 
Gebrauch  von  Produktionsmitteln  eine  produktive 
Leistung  irgend  einer  Art  hervorbringt,  heißt  Ar- 
beit. Arbeit  ist  also  selbst  kein  einzelnes  Produk- 
tionsmittel neben  anderen  Arten  von  Produktions- 
mitteln, sondern  die  allgemeine  und  notwendige  Be- 
dingung jedes  produktiven  Gebrauchs  der  Produk- 
tionsmittel, also  jeder  Produktion  überhaupt. 

Wie  unter  2 ausgeführt,  erfolgt  die  Produktion, 
der  Gebrauch  der  Produktionsmittel  zur  Hervor- 
bringung produktiver  Leistungen,  auf  der  heutigen 
Stufe  der  ökonomischen  Entwicklung  nicht  durch  ein- 
zelne, ihren  eigenen  Bedarf  durch  eigene  Arbeit  selb- 
ständig befriedigende  Personen,  vielmehr  durch  das 
arbeitsteilige  Zusammenwirken  mehrerer,  die  durch 
gemeinsame  Arbeit  eine  gemeinsame  produktive  Lei- 
stung hervorbringen.  Die  zu  solcher  gemeinschaft- 
lichen Produktion  gebrauchten  sachlichen  Produk- 
tionsmittel sind  aber  unter  kapitalistischer  Wirt- 
schaftsordnung nicht  das  gemeinsame  Eigentum  der 
produzierenden  und  konsumierenden  Gemeinschaft, 
sondern  das  Privateigentum  einzelner  an  der  produk- 
tiven Arbeit  teilnehmender  oder  nicht  teilnehmender 
Personen. 
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4.  Was  ist  Kapital? 

Das  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  wird 
zum  Kapital  durch  den  Hinzutritt  der  Lohn- 
arbeit. 

In  einer  Gesellschaft,  in  der  die  zur  Produktion 
nötigen  Produktionsmittel  im  Privateigentum  des 
einen  Teils  des  Gesellschaft  stehen,  während  der 
andere  Teil  der  Gesellschaft  von  dem  Eigentum  an 
Produktionsmitteln  ausgeschlossen  ist,  und  nur  über 
seine  Arbeitskraft  verfügen  kann,  erlangt  der  Eigen- 
tümer der  Produktionsmittel  (Kapitalist)  die  Macht 
zur  Beherrschung  des  gesellschaftlichen  Pro- 
duktionsvorganges und  zur  Aneignung  seines  gesam- 
ten Ertrages,  abzüglich  desjenigen  Betrages,  mit 
welchem  er  die  zur  Produktion  benötigten  Arbeits- 
kräfte kauft,  d.  h.  die  eigentumslosen  Produzenten 
(proletarische  Lohnarbeiter)  zu  der  ihnen  im  Pro- 
duktionsprozesse obliegenden  Arbeitsleistung  be- 
stimmt. Die  Arbeitskraft,  vor  dem  Abschluß  des 
„Arbeitsvertrages”,  ein  eigentumsähnliches  privates 
Recht  ihres  natürlichen  Trägers,  wird  durch  den  Ar- 
beitsvertrag Privateigentum  eines  anderen.  Sie  ge- 
hört während  des  kapitalistischen  Produktionspro- 
prozesses selbst  nicht  ihrem  natürlichen  Träger,  son- 
dern dem  Eigentümer  der  zur  Produktion  gebrauch- 
ten Produktionsmittel  (dem  Kapitalisten). 

„Das  Eigentum  in  seiner  heutigen  Gestalt 
bewegt  sich  in  dem  Gegensatz  zwischen  Kapital 
und  Lohnarbeit.” 

Kommunistisches  Manifest. 


„Kapital"  in  diesem  Sinne  des  Wortes,  als  Recht 
auf  die  private  Beherrschung  und  Nutzung  (Exploi- 
tation) der  gesellschaftlichen  Produktion,  kann  in 
einer  Gesellschaft,  in  welcher  die  Produktion  unter 
Verwendung  eigentumsloser  Lohnarbeiter  vor  ^ sich 
geht,  jedes  Privateigentum  an  Produktionsmitteln 
sein,  einerlei,  um  was  für  Produktionsmittel  es  sich 
handelt.  „Kapital"  ist  die  Bezeichnung  bestimmter 
gesellschaftlicher  Produktionsverhältnisse,  nicht  die 
Bezeichnung  bestimmter  materieller  Arten  von  Pro- 
duktionsmitteln. Es  können  also  „Kapital  nicht^  nur 
die  in  der  bürgerlichen  Nationalökonomie  häufig 
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allein  mit  diesem  Namen  bezeichneten  und  dem  ur- 
sprünglich gegebenen  „Grund  und  Boden  entge^n- 
gesetzten  Erzeugnisse  früher  geleisteter  Arbeit 
(„produzierte  Produktionsmittel”,  „Anlagen  ) sein, 
sondern  auch  der  Grund  und  Boden  (die  ,, Natur  ) 
selbst;  das  eine  wie  das  andere  , »Produktionsmittel 
wird  zum  Kapital  dann,  wenn  es  die  im  Privateigen- 
tum stehende  sachliche  Gnmdlage  einer  auf  unfrmer 
Lohnarbeit  beruhenden  Produktion  bildet.  Be- 
zeichnen wir  das  Einkommen,  welches  der  kapita- 
listische Eigentümer  von  Produktionsmitteln  aus  der 
mit  seinen  Produktionsmitteln  stattfindenden  gesell- 
schaftlichen Produktion  ohne  eigene  Arbeit  bezieht, 
als  seine  Rente,  so  gehört  zu  dieser  Rente  jedes 
arbeitslose  Einkommen  des  Kapitalisten,  auch  me  so- 
genannte „Bodenrente”.  Kapitalist  ist  somit  nicht  nur 
der  Besitzer  des  auf  dem  Grund  und  Boden  errichteten 
Produktionsbetriebes,  der  daraus  die  „Kapitalrente 
im  engeren  Sinne  bezieht,  sondern  auch  der  Pnvat- 
eigentümer  des  Bodens,  auf  dem  der  Produktions- 
betrieb steht,  als  derjenige,  welcher  einen  Teil  des 
Ertrages  der  Produktion  unter  dem  Namen  der 
„Grundrente”  an  sich  zieht.  „Grundrente  und 
„Kapitalrente  im  engeren  Sinn'  sind,  als  gesellschaft- 
liches Produktionsverhältnis,  gleichermaßen  „Kapital- 
rente”. 


5.  Die  kapitalistische  Gesellschaftsordnung. 

Wird  in  einer  Geselschaft  das  gesellschaftliche 
Produktionsverhältnis  der  „Lohnarbeit  zur 
meinen  Grundlage  der  gesellschaft- 
lichen Produktion,  so  wird  damit  jedes  in  ihr 
bestehende  Privateigentum  an  Produktionsmitteln 
zum  Kapital.  Die  gesamten  Mitglieder  emer  der- 
artigen Gesellschaftsordnung  zerfallen  in  zwei 
Klassen:  die  die  Produktion  ausbeutenden  und  be- 
herrschenden Kapitalisten  einerseits,  die  ausgebeu- 
leten  proletarischen  Lohnsklaven  andererseits,  ^ur 
Kapitalistenklasse  gehören  nicht  nur  ^ic  u^ittel- 
baren  Leiter  und  Nutznießer  der  gesellschaftlichen 
Produktion,  vielmehr  allgemein  jeder,  der  an  der  Be- 
herrschung und  dem  Ertrage  der  gesellschaftlichen 


Produktion  unmittelbar  oder  mittelbar  irgend 
einen  Anteil  hat,  der  nicht  die  Beloh- 
nung einer  von  ihm  selbst  im  Pro- 
duktionsprozeß g e 1 e i s t e t e t e n pro- 
duktiven Arbeit  darstellt.  Einerlei  ist, 
ob  er  daneben  noch  ein  teilweise  auf  eigener 
produktiver  Arbeit  beruhendes  Einkommen  (den  so- 
genannten „Unternehmergewinn")  bezieht,  welches 
er  auch  beziehen  könnte,  ohne  Privateigentdmer  der 
Produktionsmittel  (Bezieher  von  Grundrente  und 
sonstiger  Kapitalrente)  zu  sein.  , 

Während  es  für  die  frühere  Entwicklungsstufe 
der  „kapitalistischen"  Gesellschaftsordnung  das  Nor- 
male war,  daß  eine  einzelne  Person  zugleich  Leiter 
und  Nutznießer  der  gesellschaftlichen  Produktion  war, 
verteilen  sich  diese  Funktionen  heute  normaler  Weise 
auf  mehrere  Personen  oder  Personengruppen,  die  alle 
an  der  Beherrschung  und  dem  Ertrage  der  Produktion 
mehr ‘oder  weniger  unmittelbar  beteiligt  sind.  So 
lernten  wir  schon  oben  den  Fall  kennen,  daß  der 
kapitalistische  Grundeigentümer  sich  mit  dem  kapita- 
listischen Betriebseigentümer  in  die  Ausbeutung  der 
in  dem  Betrieb  stattfindenden  Produktion  teilt.  Zwei 
andere  typische  Fälle  einer  solchen  Zerspaltung  der 
kapitalistischen  Funktion  sind  erstens  der  Fall,  daß 
die  eigentlichen  Eigentümer  die  Produktion  nicht 
selbst  leiten,  sondern  zu  ihrem  Nutzen  durch  einen 
anderen  leiten  lassen,  z.  B.  als  Aktionäre  durch  den 
geschäftsführenden  Vorstand  der  Aktiengesellschaft, 
Noch  verbreiteter  ist  der  andere  hierhergehörige 
Fall:  daß  ein  Produktionsbetrieb  mit  Kredit  arbeitet. 
Auch  an  einem  derartigen  Betrieb  sind  als  „Kapita- 
listen" mehrere  Personen  beteiligt,  nämlich  erstens 
der  sogenannte  und  juristische  „Eigentümer"  des  Be- 
triebes, daneben  aber  zweitens  auch  die  Kreditgeber. 
Beide  zusammen  teilen  sich  in  die  Beherrschung  und 
Nutzung  (Exploitation)  der  betreffenden  Produktion, 


Die  Ersetzung  des  Privateigentums  an  Produk- 
tionsmitteln durch  gesellschaftliches  Eigentum,  die 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel,  ist  gleich- 
bedeutend mit  der  Befreiung  der  Arbeit  von  der  kapi- 
’ talistischen  Fremdherrschaft  und  Ausbeutung,  der  sie 
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in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  während  des  Pro- 
duktionsprozesses imtersteht.  Die  Vergesellschaftung 
der  Produktionsmittel  ist  also  gleichbedeutend  mit 
der  Beseitigung  des  die  heutige  kapitalistische  Wirt- 
schaftsordnung beherrschenden  Gegensatzes  von 
Kapital  und  Lohnarbeit  und  der  aus  diesem  Gegen- 
satz entspringenden  sozialen  Klasseneinteilung,  der 
Klassenherrschaft  und  des  Klassenkampfes, 

6.  Wirtschaftliche  und  politische  Macht,  privates  und 
öffentliches  Recht. 

Die  Forderung  der  Vergesellschaftung  der  Pro- 
duktionsmittel und  der  Befreiung  der  produktiven 
Arbeit  ist  die  Forderung  der  Umwandlung  einer  histo- 
risch entstandenen  Erscheinungsform  des  gesellschaft- 
lichen Produktions  Verhältnisses  „Eigentum  in  mne 
andere,  erst  entstehende  Erscheinungsform.  Das 
kapitalistische  Privateigentum,  wie  es  in  dem  Gegen- 
satz von  Kapital  und  Lohnarbeit  in  Erscheinung  tritt, 
ist  nicht  eine  ewig  gültige,  sondern  nur  eine  zeiUich 
gültig  gewesene  Form  der  gesellschaftlichen  rro- 

duktion. 

Die  Macht  des  kapitalistischen  Privateigentümers 
zur  Beherrschung  der  gesellschaftlichen  Produktion 
und  zur  Aneignung  ihres  Ertrages  erscheint  als  eme 
wirtschaftlich  begründete  Macht,  im  Gegen- 
satz zu  den  p o 1 i t i s c h begründeten  Machtverhalt- 
nissen (den  Herrschafts-  und  Steuerrechten  des  Staa- 
tes gegenüber  den  einzelnen  Staatsbürgern).  Beide 
Arten  von  Macht  sind  aber,  wie  unter  Nr.  2 gezeigt, 
gleichermaßen  gesellschaftliche  Verhältnisse 
von  Mensch  zu  Mensch,  in  ihrer  Entstehung  wie  in 
ihrem  Fortbestände  abhängig  von  den  sic  duldenden 
und  stützenden  Anschauungen  der  Gesellschaft,  be- 
sonders von  den  sie  anerkennenden  und  ihre  Aner- 
kennung nötigenfalls  erzwingenden  Rechtsatzen  des 

Der  Eigentümer  einer  Sache  kann 

mit  der  Sache  nachBelieben  verfahren 
und  andere  von  jeder  Einwirkung 

ausschließen, 

(§  903  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.) 
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Diese  Gleichheit  zwischen  wirtschaftlicher  und 
politischer  Macht  wird  verschleiert  durch  ^e  unsem 
deöenwärtigen,  unter  dem  Zeichen  des  kapita 
fistischen  Privateigentums  stehenden  Rechtssystem 
eigentümliche  Einteilung  des  gesamten  Rechts  in 
Privatrecht  und  öffentliches  Recht. 

„Publicum  ius  est,  quod  ad  statum  rei  Romanae 
spectat,  privatum,  quod  ad  si^ulorum  utilitatera, 

^ (Ulpian  L 1 § 2 De  justo  et  jure,  2 S.) 

„Oeffentliches  Recht  ist,  was  auf  das  Wohl 
der  gesamten  staatlichen  Gemeinschaft  gerichtet 
ist,  Privatrecht,  was  dem  Nutzen  des  Einzelnen 
dient.“  . 

Die  Behandlung  der  zwischenmenschlichen  be- 
ziehungen  des  Wirtschaftslebens  als  P«^ates  Rech 
konnte  niemals  und  nirgends  /^dos  d^chgefuhrt 
werden,  weil  dadurch  Staat  und  Gesellschaft  ausein- 
andergefallen wären.  Stets  und  überall  war  das  Recht 
des  Eigentümers  der  Produktionsmittel,  ,, mit  sem^^ 
Sache  Lch  Belieben  zu  verfahren  , 
durch  öffentlichrechtliche,  im  Interesse  der  Allgemein 
heit  erlassene  Gebote  und  Verbote;  imd  ebenso  war 
die  aus  dem  formell  „freien"  Eigentums-  ^d  Ver- 
fügungsrecht des  Arbeiters  über  seine  Arbeitskraft 
entspringende  materielle  U n f r e i h e 1 1 des  eige  - 
tumslosen  Lohnarbeiters  wahrend  des  gesellschaft- 
lichen Produktionsprozesses  tatsächlich  "^®rall  g - 
mildert  durch  zwingende  Einschränkungen  der  Ve 
tragsfreiheit  und  durch  öffentlich-rechtlichen  Ar- 
beiterschutz in  irgend  einer  Form. 

7,  Sozialisierung  und  Sozialpolitik. 

Aus  den  bisherigen  Darlegungen  scheint  zu 
folgen,  daß  es  grundsätzlich  zwei  verschiedene  Wege 
zur  „Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  , zm 
Beseitigung  des  kapitalistischen  Privateigentums  an 
Produktionsmitteln  gebe:  Man  könne  vergesellschaf- 
ten, indem  man  Produktionsmittel  dem  Ma^tbere  ch 
des  einzelnen  Kapitalisten  entzieht  (Enteignung)  und 
dem  Machtbereich  öffentlicher  Funktionäre  unter- 
stellt (Verstaatlichung,  Kommunalisierung,  und  an- 
dere, noch  zu  behandelnde  Formen).  Und  man  könne 
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vergesellschaften,  indem  man  ohne  Enteignung 
Eigentümer  den  Inhalt  des  Privateigentums  an  Pro- 
duktionsmitteln i n n e r 1 i c h u m w a n d e 1 1 , indem 
man  die  nach  bisheriger,  privatrechtlicher  Auffassung 
zum  Privatvermögen  der  kapitalistischen 
gehörende  Produktion  fortschreitend  als  öffentlich- 
rechtliche  Angelegenheit  behandelt,  deren  Regelung 
nicht  mehr  dem  privatrechtlichen  Eigentümer  kraft 
eigenen,  privaten  Rechtes  allein  zusteht,  sondern  da- 
neben auch  bestimmten,  öffentlichrechtlichen  Or- 
ganen: den  fachlich  und  territorial  gegliederten  Ver- 
bänden der  Arbeiter,  der  Unternehmer,  und  der  ver- 
einigten Arbeiter  und  Unternehmer  (Arbeitsgemein- 
schaften, Arbeitskammern). 

Der  Hauptvertreter  dieser  zweiten  Form  von 
„Sozialisierung"  ist  heute  Eduard  Bernstein. 
Nach  ihm  ist  (vergl,  hierzu  sein  in  Anhang  1 ab- 
redrucktes  Flugblatt)  „die  Hauptsache  bei  der  Ver- 
gesellschaftung, daß  wir  die  Produktion,  das  Wirt- 
schaftsleben unter  die  Kontrolle  der  Allgemeinheit 
stellen,"  Die  Sozialisierung  kann  nach  ihm  auch  so 
vor  sich  gehen,  daß  „die  Allgemeinheit  durch  Ge^tze 
und  durch  Verordnungen  immer  stärker  in  die  K.on- 
trolle  des  Wirtschaftslebens  eingreift",  und  er  ver- 
tritt heute  wie  vor  20  Jahren  den  Satz,  daß  ,,in  einem 
guten  Fabrikgesetz  mehr  Sozialismus  stecken  kann, 
als  in  einer  Verstaatlichung  von  etlichen  hundert 
Unternehmungen  und  Betrieben  . 

Diese  Bernstein’sche  Ansicht  besteht,  in  der  For- 
mulierung wie  sie  hier  auftritt,  in  der  gänzlichen 
Gleichsetzung  von  „Sozialpolitik  und  ..Soziali- 
sierung".  Durch  allmähliche,  sozialpolitische  Ein- 
schränkung der  Befugnisse  des  Privateipntümers  soll 
das  Privateigentum  in  stetiger  Entwicklung  in  öffent- 
liches Eigentum  umgewandelt  werden.  In  Wahrheit 
kann  aber  die  S o z i a 1 p o 1 i t i k , die  ihrem  Begn« 
nach  das  Privateigentum  des  Kapitalisten  voraussetzt, 
und  lediglich  den  Konflikt  zwischen  den  eigenen 
Rechten  des  Kapitalisten  und  den  Ansprüchen  der 
Allgemeinheit  schlichten  will,  ohne  Sprungund 
radikaleWendung  niemals  in  eine  wahrhafte 
Sozialisierung  (Vergesellschaftung)  ubergehen, 
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Das  auch  für  eine  wahrhafte  Sozialisierung  bedeut- 
same Element,  welches  der  Bernstein  sehe  Gedanke 
neben  der  Anerkennimg  der  kapitalistischen  Denk- 
weise gleichwohl  enthält,  wird  weiter  unten  zur  Gel- 
tung gebracht  werden. 

Einstweilen  halten  wir  fest:  keine  Vergesell- 

schaftung von  Produktionsmitteln  ohne  die,  auf  ein- 
mal oder  schrittweise  vollzogene,  gänzliche  Aus- 
schaltung des  Privateigentümers  aus  dem  gesellschaft- 
lichen Produktionsprozeß! 

8.  Sozialisierung  und  Eigentumsteilung  „Halbe  Maß- 
regeln“. 

Aus  dieser  negativen  Bedingung  jeder  echte» 
Vergesellschaftung  ergibt  sich  zunächst  folgendes: 
Keine  ,, Vergesellschaftung  von  Produktionsmitteln  , 
sondern  ein  bloßer  Wechsel  der  Privateigentüraer 
vollzieht  sich  in  allen  den  Vorgängen,  welche  nur  eine 
Aufteilung  von  Privateigentum  unter  mehrere  Berech- 
tigte darstellen.  Dazu  gehört  auch  der  Uebergang 
des  Eigentums  von  einer  Einzelperson  auf  eine  so- 
genannte „juristische  Person*  des  Privatrechts,  z.  B. 
die  Ueberführung  einer  im  Einzeleigentum  stehenden 
Unternehmung  in  das  Gesamteigentum  einer  Aktien- 
gesellschaft. Derartige  Vorgänge  sind  so  wenig  So- 
zialisierung,  wie  die  von  einigen  schlecht  unterrich- 
teten Gegnern  des  Sozialismus  bisweilen  ebenfalls  als 
„Sozialisierung"  angesprochenen  einfachen  Teilungs- 
projekte, z.  B.  die  Aufteilung  des  Großgrundbesitzes 
in  kleine  Siedlungen  zahlreicher  Einzeleigentümer, 
Derartige  Dinge  bleiben  in  der  Folge  unberück- 
sichtigt- 

Desgleichen  ergibt  sich  aus  der  Forderung  der 
gänzlichen  Ausschaltung  des  Privateigentümers 
aus  dem  Produktionsprozesse  das  Ungenügende  aller 
jener  Maßregeln,  welche  auf  eine  Gewaltenteilung 
und  Ertragsteilung  zwischen  dem  nichtarbeitenden 
Eigentümer  einerseits,  und  dem  nichtbesitzenden  Ar- 
beiter  andererseits  hinauslaufen.  Hierher  gehört: 

1.  der  Vorschlag  Kautskys  (in  den  im  Anhang  IV 
dieser  Schrift  zitierten  „Richtlinien"),  zwar  „den 
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Grund  und  Boden,  soweit  er  in  großen  Betrieben  be- 
wirtschaftet wird,  ohne  Weiteres  zu  verstaatlichen,  ’ 
dabei  aber  ,,die  auf  ihm  oder  in  ihm  befindlichen  Be- 
triebe" als  „Privatbetriebe",  die  ihren  Grund  und 
Boden  vom  Staate  gepachtet  haben,  weiter  wirtschaf- 
ten zu  lassen, Hierher  gehören  ferner 

2,  alle  die  seit  hundert  Jahren  von  wohlwollen- 
den Kapitalisten  immer  wieder  mit  oder  ohne  Erfolg 
lanzierten  Projekte  der  „Gewinnbeteiligung",  der 
Auszahlung  eines  Teil  des  Gesamtertrages  des  Be- 
triebes an  seine  Lohnarbeiter, 

3.  die  neuerdings  vielfach  imter  dem  falschen 
Namen  der  „industriellen  Demokratie"  empfohlene 
Beteiligung  der  von  den  Betriebsangehörigen  für  den 
einzelnen  Betrieb  gewählten  Arbeiter-  und  Angestell- 
tenvertretungen (Arbeiterausschüssen,  Betriebsräten, 
Angestelltenausschüssen)  an  der  grundsätzlich  weiter 
dem  kapitalistischen  Eigentümer  l3elassenen  Beherr- 
schung und  Verwaltung  der  Betriebe. 

Alle  diese  „halben  Maßregeln"  können,  genau 
wie  der  oben  Nr.  7 erörterte  Bernstein’sche  Plan,  vom 
Sozialismus  im  besten  Falle  als  Abschlagszahlungen 
angesehen  werden.  Im  weniger  günstigen  Falle  sind 
sie,  — dies  gilt  besonders  für  die  meisten  Pro- 
jekte der  sogenannten  „Gewinnbeteiligung"  — dem 
wahren  Interesse  der  zu  ihrer  Emanzipation  auf- 
steigenden Arbeiterklasse  geradezu  entgegengesetzt. 

9.  Die  Aufgabe  der  Sozialisierung. 

Durch  die  Forderung  „gänzliche  Ausschaltimg 
der  Privateigentümer  aus  der  Produktion  ist  zwar 
die  Unterscheidung  zwischen  bloßer  „Sozialpolitik 
und  echter  „Sozialisierung"  (oben  Nr.  7)  gesichert  und 
die  Sozialisierung  auch  vor  einer  Verwechselung  mit 
einfacher  Privateigentumsverteilung  und  allerhand 
„halben  Maßregeln"  geschützt  (oben  Nr.  8),  darüber 
hinaus  aber  die  Aufgabe  der  Sozialisierung  ihrem  In- 
halte nach  noch  in  keiner  Weise  näher  bestimmt. 

Auch  nach  der  gänzlichen  Ausschaltung  der 
kapitalistischen  Privateigentümer  können  ein  und 
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dieselben  Produktionsmittel  zu  ein  imd  derselben 
Zeit  nur  von  einer  bestimmten  Anzahl  von  produ- 
zierenden Arbeitern  zur  Produktion  ge- 
braucht werden wie  auch  jedes  Kon- 

sumtionsmittel im  Augenblick,  wo  es  seine 
Bestimmung  erfüllt,  nur  von  einer  bestimmten  Zahl 
von  Menschen  verzehrt  oder  sonst  verbraucht  wer- 
den kann. 

An  diesem  sachlichen  Tatbestand  kann  und  will 
die  vom  Sozialismus  geforderte  „Vergesellschaftung 
der  Produktionsmittel"  nichts  ändern.  Auch  in  der 
sozialistischen  Gemeinwirtschaft  bedarf  es  einer  Ent- 
scheidung der  Frage,  welche  Personen  die  vorhan- 
denen Produktionsmittel  zur  Produktion  gebrauchen 
dürfen  und  sollen,  unter  welchen  Arbeitsbedingungen 
die  Produktion  vor  sich  gehen  soll,  und  in  welcher 
Weise  die  Ergebnisse  der  Produktion  unter  die  Ge- 
samtheit der  Produzenten  und  Konsumenten  verteilt 
werden  sollen.  Auch  in  der  sozialistischen  Gemein- 
wirtschaft gibt  es  also  eine  Regelung  der  gesellschaft- 
lichen Produktionsverhältnisse,  eine  Eigentumsord- 
nung. Die  Festsetzung  dieser  Ordnung  ist  die  Auf- 
gabe der  Sozialisierung. 

Je  nachdem  wie  ein  durchgeführter  Soziali- 
sierungsplan diese  Aufgabe  löst,  je  nach  der  Ent- 
scheidung, die  er  über  die  oben  gestellten  Fragen 
trifft,  schafft  er  ein  mehr  oder  weniger  vollkommenes 
Gemeineigentum  einer  wirklichen  Gemeinwirtschaft, 
oder  er  beseitigt  zwar  das  Privateigentum,  aber  nur, 
um  irgend  eine  Form  von  Sondereigentum  an 
seine  Stelle  zu  setzen. 

10.  Der  Interessengegensatz  der  Produzenten  und 

Konsumenten. 

Die  größte  Gefahr,  daß  bei  Ausführung  eines  So- 
zialisierungsplanes die  Aufgabe  der  Schaffung  wahren 
Gemeineigentums  dennoch  verfehlt  wird,  entsteht 
daraus,  daß  auch  nach  Ausschaltung  des  kapita- 
listischen Privateigentums  aus  der  Produktion  sich  im 
Wirtschaftsleben  einer  menschlichen  Gemeinschaft 
zweierlei  Interessen  gegenüberstehen;  das  Interesse 
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der  produzierenden  Arbeiter  jedes  einzelnen  Produk- 
tionszweiges einerseits,  das  Interesse  der  Gesamtheit 
der  übrigen  Produzenten  und  Konsumenten  anderer- 
seits. Kürzer  ausgedrückt;  der  Widerstreit  der  In- 
teressen der  Produzenten  und  Konsumenten. 

Sobald  bei  der  Regelung  der  gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnisse  das  Interesse  der  Konsumen- 
ten oder  der  Produzenten  bevorzugt  wird,  wird  an- 
stelle einer  wahren  „Vergesellschaftung“  der  Produk- 
tionsmittel durch  die  angebliche  „Sozialisierung"  für 
den  bisherigen  Privatkapitalismus  nur  ein  neuer 
Kapitalismus  eingetauscht,  welcher  je  nachdem 
als  ein  Konsumenten-Kapitalismus  (Staats-,  Ge- 
meinde-, Konsumvereins-Kapitalismus)  oder  als  ein 
Produzentenkapitalismus  zu  bezeichnen  ist.  Nur  bei 
Vermeidung  beider  Gefahren,  bei  gleichmäßiger,  ge- 
rechter Berücksichtigung  der  Interessen  der  Produ- 
zenten wie  der  Konsumenten  entsteht  durch  die  So- 
zialisierung kein  Sondereigentum  eines  Standes,  son- 
dern wahres  Gemeineigentum. 

Diejenigen  Formen  der  Sozialisierung,  welche 
die  Gefahr  eines  Konsumentenkapitalis- 
mus nahe  rücken,  sind  die  Sozialisierung  durch  Ver- 
staatlichung, durch  Kommunalisierung,  und  durch 
Angliederung  von  Produktionsbetrieben  an  Konsum- 
genossenschaften. Dagegen  entsteht  die  Gefahr  des 
rroduzentenkapitalismus  bei  einem  Ver- 
such der  Sozialisierung  in  der  Richtung  der  produk- 
tivgenossenschaftlichen Bewegung  und  des  modernen 
Syndikalismus  („Die  Bergwerke  den  Bergleuten“, 
„Die  Eisenbahnen  den  Eisenbahnern",  usw.).  Das  Ziel 
der  Sozialisierung  im  Geiste  des  Sozialismus  ist  aber 
weder  Konsumentenkapitalismus,  noch  Produzenten- 
kapitalismus, sondern  wahres  Gemeineigentum  für  die 
Gesamtheit  der  Produzenten  und  Konsumenten. 

11.  Die  Ansprüche  der  Produzenten  und  der  Konsu- 
menten an  der  Regelung  der  gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnisse. 

Die  Einteilung  der  an  die  Regelung  der  gesell- 
s(diaftlichen  Produktionsverhältnisse  von  Seiten  der 
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Produzenten  und  von  Seiten  der  Konsumenten  er- 
hobenen Ansprüche  ergibt  sich  aus  einer  Zerlegung, 
des  durch  die  Sozialisierung  abzuschaffenden  kapita- 
listischen Privateigentums  in  seine  einzelnen  Befug- 
nisse. 

In  dem  „Privateigentum  an  Produktionsmitteln**^ 
der  heutigen  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung 
steckt,  wie  gezeigt,  zweierlei: 

a)  ein  Recht  auf  das  gesamte  Erträgnis  der  mit 
und  an  diesen  Produktionsmitteln  vollzogenen  Pro- 
duktion, abzüglich  aller  Aufwendungen  für  Rohstoffe, 
Löhne,  Steuern  usw.  (nach  Marx  ein  usurpiertes 
Recht  des  Kapitalisten  auf  den  durch  die  unfreie 
Arbeit  der  Lohnarbeiter  fortwährend  erzeugten 
„Mehrwert“), 

b)  ein  Recht  zur  Herrschaft  über  den  Pro- 
duktionsprozeß, eingeschränkt  durch  das  allgemeine 
öffentliche  Recht,  besonders  die  sogenannte  Sozial- 
gesetzgebung. 

Dem  gegenüber  bedeutet  die  Forderung  „Ab- 
schaffung des  Privateigentums  an  Produktions- 
mitteln“, Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel**, 
vom  Standpunkt  des  produzierenden  Arbeiters  aus 
erhoben,  ebenfalls  zweierlei: 

a)  ein  Recht  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  für  den 
Arbeiter, 

b)  eine  der  Bedeutung  der  Arbeit  für  den  Pro- 
duktionsprozeß entsprechende  Teilnahme  der  Ar- 
beiter an  der  Herrschaft  über  den  Produktionsprozeß. 

Dieselbe  Forderung  aber,  vom  Standpunkt  der 
Konsumenten  aus  erhoben,  bedeutet: 

a)  eine  Aufteilung  des  Ertrags  der  gesamten 
gesellschaftlichen  Produktion  unter  die  Gesamtheit 
der  Konsumenten, 

b)  eine  Ueberleitung  der  Herrschaftsrechte  des 
kapitalistischen  Privateigentümers  auf  die  Organe 
dieser  Gesamtheit. 

12.  Die  beiden  Grundformen  der  Sozialisierung. 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  scheint  sich  eine 
verschiedene  Stellung  der  Produzenten  und  Konsu- 


menten zu  den  verschiedenen  in  Frage  kommendext 
Formen  der  „Sozialisierung“  zu  ergeben.  Die  eine 
Gruppe  dieser  Formen,  der  erste  Typus  der  Soziali- 
sierung, gewährt  den  produzierenden  Arbeitern  nur 
indirekt,  den  Konsumenten  dagegen  direkt  eine  Er- 
füllung ihrer  Ansprüche.  Die  andere  Gruppe  dieser 
Formen,  der  zweite  Typus  der  Sozialisierung,  stellt 
umgekehrt  vom  Standpunkt  der  produzierenden  Ar- 
beiter aus  gesehen  eine  direkte,  dagegen  vom  Stand- 
punkt der  konsumierenden  Gesamtheit  aus  gesehea 
nur  eine  indirekte  Vergesellschaftung  dar. 

a)  Vom  Standpunkt  der  produzierenden  Arbeiter 

indirekt,  vom  Standpunkt  der  Gesamtheit  der  Konsu- 
menten direkt,  ist  die  Sozialisierung  als  Verstaat- 
lichung oder  Kommunalisierung  von  Betrieben,  so-  * 

wie  als  Angliederung  von  Produktionsbetrieben  aa 
Konsumgenossenschaften,  In  allen  diesen  3 Fällen 

erlangt  der  produzierende  Arbeiter  dadurch,  daß  der 
kapitalistische  Privateigentümer  durch  die  Funktio- 
näre des  Staats,  der  Gemeinde,  des  Konsumvereins 
ersetzt  wird,  unmittelbar  keinerlei  Mitherrschaft  und 
Mitnutzrecht  an  der  Produktion,  sondern  bleibt  nach 
wie  vor  Lohnarbeiter. 

Wenn  und  soweit  es  hierbei  sein  Bewenden  hat, 
würde  durch  die  angebliche  Sozialisierung  in 
Wahrheit  kein  Gemeineigentum  der  Gesamtheit,  viel- 
mehr ein  Sondereigentum  des  Konsumenten- 
standes geschaffen.  Der  Privatkapitalismus  wäre 
durch  einen  Konsumentenkapitalismus  ersetzt.  Dies 
gilt,  wie  für  die  beiden  anderen  genannten  Formen, 
besonders  auch  für  die  Form  der  Verstaatlichung. 

Es  ergibt  sich  hieraus  das  wahre  Verhältnis  der 
beiden  häufig  als  gleichbedeutend  gebrauchten  Aus- 
drücke: Sozialisierung  und  Verstaatlichung.  Wir 
haben  schon  oben  gesehen:  nicht  jede  Sozialisierung 
vollzieht  sich  in  der  Form  der  Verstaatlichung.  Und 
wir  sahen  jetzt:  die  bloße  Verstaatlichung  kann  für 
sich  allein  als  sozialistische  Vergesellschaftung 
(Sozialisierung]  nicht  anerkannt  werden, 

b)  Die  vom  Standpunkt  der  produzierenden  Ar- 
beiter direkte,  vom  Standpunkt  der  Gesamtheit  der 
Konsumenten  indirekte  Sozialisierung  besteht  in  dem 

td 


Uebergang  des  Eigentums  an  sämtlichen  Produktions- 
mitteln eines  Betriebes  (eines  Industriezweiges)  auf 
die  arbeitenden  Betriebsbeteiligten  (Industrie- 
zweigsbeteiligten). Durch  diesen  Vorgang  erlangen 
die  arbeitenden  Produktionsbeteiligten  die  volle  Herr- 
schaft über  den  gesamten  Produktionsprozeß  und 
über  seine  Erträge.  Hierdurch  allein  aber  kann 
selbstverständlich  ebensowenig  wahres  Gemeineigen- 
tum geschaffen  werden,  wie  durch  die  unter  a)  er- 
örterte Sozialisierungsform.  Vielmehr  würde  hier 
der  Kapitalismus  des  privaten  Kapitalisten  nur  durch 


einen  Produzenten-Kapitalismus,  ein  Sondereigentum 
bestimmter  Gruppen  von  Produzenten  ersetzt. 

13,  Die  Ergänzungsbedürftigkeit  beider  Grundformen 

der  Sozialisierung. 

Der  gemeinsame  Grundzug  der  beiden  ver- 
schiedenen Typen  von  „Sozialisierung"  ist  folgender: 
Ausgeschaltet  wird  durch  die  Sozialisierung  des 
einen  wie  des  anderen  Typus  immer  der  private 
Kapitalist,  welcher  bisher 

a)  den  Arbeitern  gegenüber  die  Interessen  der 
Konsumenten, 

b)  den  Konsumenten  gegenüber  die  Interessen 
der  Arbeiter  als  Produzenten 

zu  vertreten  vorgab,  in  Wahrheit  sich  selbst  eine  ge- 
sellschaftliche Macht  und  ein  arbeitsloses  Einkommen 
aus  dem  Ertrage  der  gesellschaftlichen  Produktion 
unter  Schmälerung  der  Anteile  sowohl  der  arbeiten- 
den Betriebsbeteiligten  als  auch  der  konsumierenden 
Gesamtheit  sicherte.  Durch  den  Wegfall  dieses  über- 
flüssigen Zwischengliedes  aber  kommt  der  notwen- 
dige und  natürliche  Interessengegensatz  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten,  Arbeitern  und  Ge- 
nießern, erst  recht  zur  Geltung.  Dieser  Gegensatz  der 
Interessen  muß  bei  Jeder  dieser  Formen  der  „Soziali- 
sierung" ausgeglichen  werden,  wenn  anders  dadurch 
Gemeineigentum,  und  nicht  bloß  Sondereigentiun 
eines  Standes,  geschaffen  werden  soll. 

Dieser  Ausgleich  gestaltet  sich  verschieden  bei 
den  verstaatlichten,  kommunalisierten,  an  Konsum- 
vereine angegliederten  Betrieben  einerseits,  bei  den 
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produktivgenossenschaftlich  und  syndikalistisch 
sozialisierten  Betrieben  andererseits.  Das  End- 
ergebnis aber  muß  in  beiden  Fällen,  wenn  wahre  Ver- 
gesellschaftung entstehen  soll,  das  Gleiche  sein. 

a)  So  ist  es  mit  Bezug  auf  die  Verteilung  des 
Produktionsertrages.  Offenbar  handelt  es 
sich  bei  den  beiden  anscheinend  so  verschiedenen  Fra- 
gen, wieviel  von  dem  Gesamtertrag  eines  von  den 
arbeitenden  Betriebsbeteiligten  produktivgenossen- 
schaftlich oder  syndikalistisch  übernommenen  Be- 
triebes (Industriezweigs)  die  Produktionsbeteiligten 
an  Staat,  Kommune,  sonstige  Organe  der  Gesamtheit 
abzugeben  haben,  und  wie  hoch  die  Löhne  in  einem 
Staats-,  Kommunal-,  oder  konsumgenossenschaft- 
lichen Produktionsbetriebe  sein  sollen,  in  Wahrheit 
um  die  überall  gleich  notwendige  Lösung  des  einen 
Problems:  welche  Quote  des  Gesamtertrages  soll  den 
Produzenten  als  solchen,  welche  Quote  soll  der  Ge- 
samtheit zufallen? 

b)  Und  ebenso  ist  es  auch  mit  Bezug  auf  die  Ver- 
teilung der  Herrschaft  über  den  Produktions- 
prozeß. Die  Beherrschung  der  gesellschaftlichen 
Produktion  setzt  sich  aus  einer  Reihe  verschiedener 
Bestimmungen  zusammen.  Dazu  gehört  1.  die  Be- 
stimmung darüber,  was  und  wieviel  produziert  wer- 
den soll,  d-  h.  welche  bestimmte  Gütermenge  oder 
Dienstleistung  durch  den  betreffenden  Produktions- 
zweig den  Konsumenten  geliefert  werden  soll.  Dazu 
gehört  ferner  2.  die  Entscheidung  über  die  Art  und 
Weise,  in  der  sich  die  Produktion  abspielen  soll,  d,  h, 
die  Auswahl  des  Materials  und  der  Arbeitsprozesse 
und  der  menschlichen  Werkzeuge,  Endlich  gehört 
dazu  3,  noch  die  Festsetzung  der  Bedingungen,  unter 
denen  diese  menschlichen  Werkzeuge  beschäftigt 
werden  sollen  (Temperatur,  Atmosphäre,  sanitäre 
Anordnungen,  Dauer  und  Intensität  der  Arbeit,  Löhne 
und  anderes  mehr).  Alle  diese  Bestimmungen  werden 
in  rein  kapitalistischer  Privatwirtschaft  von  dem  Pri- 
vateigentümer der  Produktionsmittel  „nach  seinem 
'Belieben"  getroffen.  Nur  indirekt,  durch  politischen 
Kampf  und  durch  den  eigentlichen  Arbeitskampf,  also 
durch  Erwirkung  von  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  von  kollektiven  Arbeitsverträgen  (Tarifver- 
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trägen),  konnte  die  Arbeiterschaft  bisher  auf  den  In- 
halt der  Arbeitsbedingungen  (oben  3.)  und  vielleicht 
auch  noch  auf  die  Auswahl  der  Arbeitsprozesse  (oben 
2.),  soweit  diese  die  Arbeitsbedingungen  beeinflussen, 
eine  gewisse  Einwirkung  ausüben.  Außerhalb  des 
Betriebes,  als  Staatsbürger  und  als  Mitglied  der  Ge- 
werkschaft, stand  der  Arbeiter  dem  Unternehmer 
gleichberechtigt  gegenüber;  im  Betrieb  war  dieser 
Herr  und  der'  Arbeiter  Sklave.  Erst  mit  dem  Hilfs- 
dienstgesetz von  1916  begann  dann  jene,  jetzt  seit  der 
Novemberrevolution  in  schnellerem  Tempo  fortge- 
schrittene Entwicklung,  welche  auch  innerhalb  der 
einzelnen  Betriebe  gewählte  Arbeitervertretungen 
(„Arbeiterausschüsse",  „Betriebsräte")  mit  öffentlich- 
rechtlich  gesicherten  Mitbestimmungsrechten  ins 
Leben  rief. 

Offensichtlich  dürfte  eine  „Sozialisierung"  mit  dem 
Ziele  der  Herstellung  wahren  Gemeineigentums  die 
mannigfaltigen  Befugnisse,  welche  in  rein  kapita- 
listischer Privatwirtschaft  eine  Privatperson  ausübt, 
weder  sämtlich  auf  die  von  der  Gesamtheit  der  Konsu- 
menten (Staat,  Gemeinde  usw.)  bestellten  öffentlichen 

Funktionäre  übertragen, die  an  der  Produktion 

in  erster  Linie  beteiligten  Arbeiter  blieben  dann 
als  solche  unfrei.  Noch  dürfte  sie  alle  diese  Bestim- 
mungsrechte den  produzierenden  Arbeitern  eines  Be- 
triebes (eines  Industriezweigs)  allein  einräumen,  soll 
nicht  die  Gesamtheit  der  Konsumenten  der  Arbeiter- 
schaft des  einzelnen  Betriebes  (des  einzelnen  Pro- 
duktionszweigs) auf  Gnade  oder  Ungnade  ausgeliefert 
werden.  Wie  aber  diese  Grenze  zwischen  den  Rech- 
ten der  Produzenten  und  der  Gesamtheit  der  Konsu- 
menten auch  gezogen  werden  möge,  soviel  ist  sicher, 
daß  sie  bei  den  beiden  grundsätzlich  verschiedenen 
Formen  der  Sozialisierung  im  Ergebnis  gleich- 
mäßig gezogen  werden  muß,  soll  anders  ein  gerech- 
ter Ausgleich  der  gegensätzlichen  Interessen  und  da- 
durch eine  wahre  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel zustande  gebracht  werden. 

14.  Ihre  Ergänzungsiähigkeit. 

Wenn  es  möglich  ist,  mit  beiden  Grundformen 
der  Sozialisierung  (Verstaatlichung,  Kommunalisie- 
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rung  usw.  einerseits,  Produktivgenossenschaft, 

Syndikalismus  andererseits)  durch  entsprechenden 
Ausgleich  der  widerstreitenden  Interessen  gleicher- 
maßen zu  der  Herstellung  wahren  Gemeineigentums 
für  die  Gesamtheit  der  Produzenten  und  Konsu- 
menten an  allen  vorhandenen  Produktionsmitteln  zu 
gelangen,  so  sind  damit  diese  Grundformen  beide 
als  geeignete  Ausgangspunkte  zu  sozialistischer  Ge- 
meinwirtschaft nachgewiesen,  und  es  können  ohne 
Versündigung  gegen  die  sozialistische  Idee  beide 
Wege  nebeneinander  beschritten  werden. 

a)  Im  besonderen  ergibt  sich  daraus,  daß  alle  Ein- 
wendungen, welche  von  den  eingeschworenen  An-  . 

hängern  der  „Verstaatlichung"  gegen  die  produktiv-  * 

genossenschaftliche  (und  syndikalistische)  Sozialisie- 
rungsform erhoben  zu  werden  pflegen,  auf  irr- 
tümlichen Voraussetzungen  beruhen.  Niemand  denkt 

daran,  den  Ertrag,  welcher  in  einem  Betrieb  unter 
Benutzung  der  im  Obereigentum  der  Gesamtheit 
stehenden  Produktionsmittel  gewonnen  wird,  restlos 
unter  die  arbeitenden  Betriebsbeteiligten  aufzuteilen. 

Vielmehr  ist  selbstverständlich  von  diesem  Ertrage 
ein  Anteil  allgemeineren  Zwecken  zuzuführen.  Und 
während  über  die  absolute  Größe  dieses  Anteils  eine  _ || 

rechnerische  Bestimmung  nicht  getroffen  werden 
kann,  läßt  sich  über  seine  relative  Größe  sagen,  daß 
der  an  allgemeinere  Zwecke  abzugebende  Anteil  des 
Gesamtertrages  eines  Betriebes  (eines  Industrie- 
zweigs) desto  größer  sein  könnte,  je  größer  in  dem 
Betriebe  (in  dem  Industriezweig)  der  Gesamtwert 
(Boden-  und  Anlagenwert)  der  zur  Produktion  ge- 
brauchten Produktionsmittel  im  Verhältnis  zur  Zahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  ist.  Dadurch  wird  ver-» 
mieden,  daß  die  Arbeiter  eines  einzelnen  Betriebes 
(Industriezweigs)  ihrerseits  Kapitalisten,  Ausbeuter 
\ fremder  Arbeit  durch  Bezug  von  Boden-  und  Kapital- 

rente werden. 

b)  Und  ebenso  ist  umgekehrt  dargetan,  daß  bei 
richtiger  Anwendung  der  Verstaatlichung  (Kommu- 
nalisierung usw.)  jene  Einwendungen  unbegründet 
sind,  welche  von  unversöhnlichen  Gegnern  des  Systems 
der  Lohnarbeit  gerade  gegen  diesen  Typus  der 
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r Sozialisierung  geltend  gemacht  werden.  Lohnarbeit 

ist  nicht  an  sich,  sondern  nur  als  ein  Element  des  Ge- 
gensatzes „Kapital  und  Lohnarbeit"  mit  sozialisti- 
scher Gemeinwirtschaft  unverträglich,  da,  wo  Kapi- 
talismus, Sondereigentum  an  Produktionsmitteln 
besteht  und  die  von  solchem  Eigentum  ausgeschlosse- 
nen Lohnarbeiter  ausbeuten  kann.  Wo  kein  Sonder- 
eigentum, keine  kapitalistische  Ausbeutung  mehr 
besteht,  ist  die  Lohnzahlung  nur  noch  eine  tech- 
nische Form  der  Verteilung  des  auf  die  Produzen- 
ten entfallenden  Produktionsertrags  unter  die  Pro- 
duktionsteilnehmer. Es  ist  nur  ein  technischer  Unter- 
schied, ob  in  einem  produktivgenossenschaftlichen 
Betrieb  nach  Ausscheidung  einer  beträchtlichen,  an 
den  Staat,  die  Gemeinde  und  sonstige  öffentliche 
Zwecke  zu  entrichtenden  Abgabe  der  Rest  als  Ge- 
winn an  die  Betriebsbeteiligten  ausgeschüttet  wird, 
oder  ob  in  einem  reinen  Staatsbetrieb  den  Arbeiter« 
ein  entsprechend  hoher  Lohn  gezahlt  wird.  Und 
diese  technische  Form  der  Lohnzahlung  ist  überdies 
mit  der  Sozialisierungsform  der  Verstaatlichung 
(Kommunalisierung  usw.)  nicht  einmal  notwendig  und 
unabtrennbar  verbunden.  In  dem  Grenzfall,  daß  ein 
reiner  Staatsbetrieb  — (gerade  wie  es  schon  in  der 
Privatwirtschaft  manche  kapitalistische  Betriebe  ge- 
tan haben)  — seinen  Arbeitern  einen  Teil  des  im  Be- 
trieb erzielten  Gewinnes  in  der  Form  der  „Gewinn- 
beteiligung" zum  festen  Arbeitslohn  zuschießt,  ver- 
schwindet auch  dieser  technische  Unterschied,  und 
die  beiden  Grundformen  der  Sozialisierung  fallen, 
was  die  Verteilung  des  Produktionsertrages 
angeht,  völlig  zusammen, 

c)  Und  ebenso  falsch  wäre  es,  wollte  man  vom 
Standpunkt  des  produzierenden  Arbeiters  aus  der 
produktivgenossenschaftlich-syndikalistischen  Soziali- 
sierungsform deshalb  den  Vorzug  geben,  weil  sie 
dem  Arbeiter  eine  wirksamere  Beteiligung  an  der 
Herrschaft  über  die  Produktion  sicherte,  als  die  Form 
der  Verstaatlichung.  Denn  ein  solcher  Vorzug  der 
einen  Sozialisierungsform  vor  der  anderen  besteht 
nur  so  lange,  als  der  Staatsbetrieb,  Gemeindebetrieb 
«sw.  an  der  vom  Privatkapitalismus  entwickelten, 
undemokratischen  Form  der  Betriebsorganisatioa 
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festhält,  welche  den  Arbeiter  von  jeder  Mitbestim- 
mung innerhalb  des  Betriebes  ausschließt.  Dies 
braucht  er  aber  seinem  Wesen  nach  keineswegs  zu 
tun.  Schon  dem  privatkapitalistischen  Betrieb  ist,  wie 
wir  oben  unter  Nr.  13  b gesehen  haben,  durch  die 
jüngste  Entwicklung  unserer  „Sozialpolitik",  das  Hilfs- 
dienstgesetz 1916  und  die  revolutionäre  Entwicklung 
1918/19  eine  gewisse  öffentlich-rechtlich  gesicherte 
Beteiligung  der  von  den  Betriebsangehörigen  gewähl- 
ten „Arbeiterausschüsse"  („Betriebsräte")  an  der  Ver- 
waltung der  Betriebe  aufgenötigt  worden.  Um  wieviel- 
mehr ist  solcher  organisatorischen  Fortentwicklung 
fähig  und  zugänglich  der  nicht  mehr  kapitalistische, 
sondern  schon  sozialisierte  Betrieb,  d,  h.  der  Staats- 
betrieb, Gemeindebetrieb,  konsumgenossenschaft- 
liche Betrieb!  Ein  entscheidender  Einfluß  auf  die  Fest- 
setzung der  Arbeitsbedingungen,  eine  Mitwirkung 
bei  der  Bestimmung  der  anzuwendenden  Arbeits- 
prozesse und  eine  mindestens  beratende  und  kennt- 
nisnehmende Beteiligung  an  der  sonstigen  Betriebs- 
verwaltung kann  den  gewählten  Vertretern  der  Ar- 
beiter und  Angestellten  des  Betriebes  auch  im  Staats- 
betrieb, Gemeindebetrieb,  konsumgenossenschaft- 
lichen Produktionsbetrieb  ohne  Weiteres  gewährt 
werden.  Mit  anderen  Worten:  Eine  den  Interessen 
der  Produzenten  ebenso  wie  denen  der  Konsumenten 
gerecht  werdende  Verteilung  der  Herrschaft  über  den 
Produktionsprozeß  kann  auf  dem  Wege  der  Ver- 
staatlichung (Kommunalisierung  usw.)  ebenso  gut  ge- 
schaffen werden,  wie  auf  dem  Wege  der  Syndikali- 
sierung. 


15.  Der  Ausgleich  des  Interessengegensatzes  der 
Produzenten  und  Konsumenten. 

Das  wichtigste  Ergebnis  der  bisherigen  Darstel- 
lung isl  folgendes:  Weder  die  Ueberführung  der  Pro- 
duktionsmittel aus  der  privaten  Machtsphäre  des 
Kapitalisten  in  die  Machtsphäre  der  öffentlichen 
Organe  der  Gesamtheit  (Verstaatlichung,  Kommunali- 
sierung usw.),  noch  die  Ueberleitung  der  Produktions- 
mittel aus  dem  Besitz  der  privaten  Eigentümer  in  den 
gemeinsamen  Besitz  sämtlicher  Produktionsbeteilig- 
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ten  (produktivgenossenschaftlich  - syndikalistische 
Sozialisierung)  stellt  für  sich  allein  eine  Er- 
setzung des  kapitalistischen  Sondereigentums  durch 
wahres  sozialistisches  Gemeineigentum  dar.  Viel- 
mehr bedarf  es  neben  diesen  beiden  Maßnahmen 
stets  noch  einer  inneren  Umwandlung  des  Eigentums- 
begriffs, einer  völligen  Unterordnung  jeglichen 
Sondereigentums  unter  den  Gesichtspunkt  des  ge- 
meinsamen Interesses  der  Gesamtheit.  Es  kommt 
hier  jener  von  Bernstein  in  den  Vordergrund  gerückte 
Gedanke  zu  seinem  Recht,  der  die  bleibende  Be- 
deutung aller  jener  Maßnahmen  hervorhebt,  durch 
die  man  schon  in  der  bisherigen  kapitalistischen  Ge-  ' 
Seilschaft  die  gemeinschädlichen  Wirkungen  der 
privatkapitalistischen  Wirtschaftsweise  abzu- 
schwächen suchte  (sogenannte  „Sozialpolitik").  Diese 
Maßnahmen  bleiben,  wie  wir  jetzt  sehen,  zur  Voll- 
endung der  Sozialisierung  auch  dann  noch  not- 
wendig, wenn  das  kapitalistische  Privateigentum 
völlig  beseitigt  und  durch  ein  gesellschaftliches 
Sondereigentum  ersetzt  ist,  sei  dieses  das  Sonder- 
eigentum der  Funktionäre  der  Gesamtheit  der  Konsu- 
menten, oder  sei  es  das  Sondereigentum  einer  Pro- 
dnzentengemeinschaft.  Auch  diesem  Sondereigentum 
gegenüber  bleibt  es  notwendig,  für  eine  den  Inter- 
essen aller  Teile  der  Gesellschaft  gerecht  werdende 
Verteilung  des  Produktionsertrages  zu  sorgen  und 
allgemein  „die  Produktion,  das  Wirtschaftsleben 
unter  die  Kontrolle  der  Allgemeinheit  zu  stellen," 
Erst  dadurch  wird  die  Entwicklung  der  gesellschaft- 
lichen Produktionsverhältnisse  vom  „Privateigen- 
tum" einzelner  Personen  über  das  „Sondereigentum" 
einzelner  Gesellschaftsteile  zum  „Gemeineigentum" 
der  gesamten  Gesellschaft  weitergeführt. 

16.  Die  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  als 
„industrielle  Autonomie“, 

So  besteht  also  die  „Sozialisierung",  die  „Ver- 
gesellschaftung" der  Produktionsmittel,  aus  zweierlei 
einander  zur  Herbeiführung  wahren  Gemeineigen- 
tums ergänzenden  Umgestaltungen  der  privatkapita- 
listischen Produktionsweise:  Aus  der  Ueberleitung 
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der  Produktionsmittel  aus  der  Machtsphäre  einzelner 
Privateigentümer  in  die  Machtsphäre  irgendwelcher 
gesellschaftlicher  Funktionäre,  und  aus  der  öffentlich- 
rechtlichen  Einschränkung  der  Machtbefugnisse  der 
nunnrehri^Gn  Leiter  der  gesellschaftlichen  ProduktioB 
im  Interesse  der  Gesimtheit. 

Durch  die  gleichzeitige  Durchführung  beider 
dieser  Umgestaltungen  entsteht  weder  dasjenige,  was 
man  heutzutage  gewöhnlich  unter  Verstaatlichung 
(Kommunalisierung  usw.)  versteht  und  was  in  Wahr- 
heit ein  bloßer  Staatskapitalismus  (oder  sonstiger 
Konsumentenkapitalismus)  ist,  noch  entsteht  dadurch 
dasjenige,  was  man  heutzutage  produktivgenossen- 
schaftlich-syndikalistische Sozialisierung  nennt  und 
v/as  in  Wahrheit  nur  ein  Produzentenkapitalismus  ist. 
Vielmehr  entsteht  dadurch  eine  neue  und  vollkom- 
menere Form  der  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsm.ittel,  die  im  folgenden  als  ,, industrielle  Auto- 
nomie" bezeichnet  wird. 

17.  Was  ist  „industrielle  Autonomie“? 

Industrielle  Autonomie  besteht  darin,  daß  io 
jeder  Industrie  („Industrie"  hier  im  Sinne  des  eng- 
lischen ,industry‘,  also  jede  planmäßige  wirtschaft- 
liche Betätigung,  einschließlich  der  Landwirtschaft) 
als  Ausüber  der  Herrschaft  über  den  Pro- 
duktionsprozeß an  die  Stelle  des  bisherigen  Privat- 
Eigentümers  oder  der  von  ihm  eingesetzten  Produk- 
tionsleiter  die  Vertreter  aller  arbeitenden  Produk- 
tionsbeteiligten treten,  während  gleichzeitig  die  s(^on 
dem  privatkapitalistischen  Eigentum  an  den  Pro- 
duktionsmitteln durch  die  staatliche  ,, Sozialpolitik 
aufgenötigten  Einschränkungen  des  Eigentums  zu 
einem  effektiven  Obereigentum  der  Gesamtheit 
weiter  entwickelt  werden.  Ob  diese  industrielle 
- Autonomie  als  Verstaatlichung  (Kommunalisierung 

usw.)  und  nachträgliche  Einschränkung  der  auf  die 
. öffentlichen  Funktionäre  der  Gesamtheit  überge- 

gangenen Herrschaftsrechte  zugunsten  der  unmit'^1- 
baren  Produktionsbeteiligten  vorgestellt  wird,  oder 
umgekehrt  als  Ueberleitung  der  Produktionsmittel 
einer  Industrie  in  den  Besitz  ihrer  Angehörigen  und 
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nachträgliche  öffentlichrechtliche  Einschränkung  des 
so  entstandenen  Sondereigentums  der  Produzenten- 
gemeinschaft im  Interesse  der  Gesamtheit  der  Konsu- 
menten,  ist  für  das  Wesen  der  entstehenden 
striellen  Autonomie“  gleichgültig. 

18.  Die  Verwirklichung  industrieller  Autonomie. 

Die  Durchführung  der  Sozialisierung  eines  Indu- 
striezweiges in  Form  der  „industriellen  Autonomie“ 
wird  nach  den  Bedürfnissen  des  einzelnen  Falles  ver- 
schieden  ausfallen.  Möglich  ist  die  Durchführung  der 
Sozialisierung  einzelner  Betriebe  in  Form  der 
(von  Schäffle  so  genannten)  „Verstaatlichung",  für 
deren  Gelingen  sogar  unter  kapitalistischer  Gesell- 
s^aftsordnung  die  seit  Jahrzehnten  bestehende 
„Carl  Zeiß-Stiftung  in  Jena  das  klassische  Beispiel 
bietet.  Größere  Bedeutung  für  die  gegenwärtige 
L^e  hat  die  Möglichkeit,  daß  ganze,  zur  zentralisti- 
schen „Verstaatlichung"  nicht  reife,  und  vielleicht 
niemals  reif  werdende  Industrien  im  Wege  der  ia- 
dustriellen  Autonomie  sofort  sozialisiert,  in  das  Ge- 
meineigentum der  Gesellschaft  übergeführt  werden 
können.  Autonomie  besteht  in  einer  derartig  soziali- 
sierten Industrie  in  verschiedener  Gestalt:  1.  Das  alle 
Betriebe  des  betreffenden  Industriezweiges  zusam- 
menfassende Syndikat  besitzt  eine  nur  durch  die  not- 
wendigen Rücksichten  auf  das  Interesse  der  Konsu- 
menten eingeschränkte  Autonomie  gegenüber  der 
staatlichen  Zentralregierung,  2-  der  einzelne  Betrieb 
besitzt  eine  eingeschränkte  Autonomie  gegenüber 
dem  die  Betriebe  zusammenfassenden  und  über 
ihre  Verwaltung  teilweise  zentralistisch  be- 
stimmenden Syndikat,  3.  innerhalb  der  Ver- 
waltungen sowohl  des  Syndikats  (1.),  wie  der 
einzelnen  Betriebe  (2.)  besitzen  gegenüber  der  ober- 
sten Geschäftsleitung  (\)^erkleitung)  eine  einge- 
schränkte autonome  Rechtssphäre,  ein  Recht  zur 
selbständigen  Regelung  der  sie  besonders  angehen- 
den Angelegenheiten,  die  verschiedenen  Schichten  der 
sonstigen  Produktionsbeteiligten  (die  Angestellten 
und  die  Arbeiter  im  engeren  Sinne). 

Art  und  Weise,  wie  gegenüber  diesen  „auto- 
nomen Industrien  das  Interesse  der  Gesamtheit  der 
SS 
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Konsumenten  zur  Geltung  kommt,  wird  eben- 
faHs  nach  dem  Bedürfnis  des  einzelnen  Falles  eine 
verschiedene  sein.  Das  gemeinwirtschaftliche  Z i e ! 
ist  hier  eine  Mitwirkung  der  Konsumentenorgani- 
sationen (Staat,  Gemeinde,  Konsumgenossenschaften 
und  besonders  gegründeter  Zweckverbände)  bei  einer 
für  die  autonomen  Syndikate  und  Einzelbetriebe  ver- 
bindlichen, öffentlichen  Bedarfsfestellung, 
welche  an  die  Stelle  der  tauschwirtschaftlichen  Pro- 
duktion für  den  Markt  eine  reine  Bedarfsproduktiom 
setzt.  Solange  und  soweit  solche  reine  Bedarfswirt- 
schaft heute  noch  nicht  voll  verwirklicht  werden 
kann,  tritt  an  die  Stelle  der  heutigen  Tauschwirt- 
schaft zwischen  Einzelpersonen  zunächst  eine  Tausch- 
wirtschaft der  verschiedenen  Industriezweige  unter- 
einander. In  diesem  Zustand  wird  also  von  den  ein- 
zelnen Industriezweigen  nicht  lediglich  für  den  Be- 
darf, sondern  teilweise  noch  für  den  Markt  produ- 
ziert (man  denke  hier  besonders  auch  an  den  Export- 
handel). Und  es  könnte  hier  also  auch  noch  der 
Fall  eintreten,  daß  ein  Betrieb  unverhältnismäßig 
hohe  Erträge  erzielte,  ein  anderer  nicht  einmal  die  für 
die  notdürftige  Entlohnung  seiner  Arbeiter  erforder- 
lichen Erträge  gewinnen  kann.  Soweit  es  sich  hierbei 
um  verschiedene  Betriebe  eines  und  desselben  syndi- 
zierten Industriezweigs  handelt,  muß  natürlich  der 
Ausfall  des  einen  Betriebes  durch  den  Mehrertrag 
des  andern  ausgeglichen  werden;  technisch  ganz  un- 
vollkommene Betriebe  werden  durch  das  Syndikat 
«tillgelegt.  Hiervon  abgesehen,  muß  jeder  autonom« 
Betrieb,  und  ebenso  jedes  autonome  Syndikat  die 
Preise  seiner  Erzeugnisse  so  hoch  ansetzen,  daß  der 
Gesamtertrag  des  Betriebes  (sämtlicher  im  Syndikat 
zusammengefaßten  Betriebe)  allen  arbeitenden  Pro- 
duktionsteilnehmern einen  dauernden  auskömmliche« 
Unterhalt  sichert.  Eine  Ueberteuerung  der  Gesamt- 
heit der  Konsumenten  durch  die  Sondergruppe  von 
Produzenten,  welche  das  einzelne  autonome  Werk 
oder  das  autonome  Syndikat  bilden,  wird  durch  ein« 
offentlichrechtlich  gesicherte  Mitwirkung  der  Konsu- 
mentenorganisationen an  der  Preisfeststellung  ver- 
mieden. Eine  weitere,  die  Autonomie  der  Produ- 
zentengruppen einschränkende  Teilnahme  der  Konsu- 
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menten  an  der  Verwaltung  der  Produktion  erwächst 
aus  dem  oben  unter  Nr.  IHb  hervorgehobenen 
Prinzip  der  Zerlegung  des  Gesamtertrages  jedes 
Betriebes  (jedes  Industriezweigs)  in  zwei  Teile,  von 
denen  nur  der  eine  für  die  arbeitenden  Produktions- 
beteiligten zur  Verfügung  steht,  während  der  andere, 
z,  B.  in  Form  der  Besteuerung,  für  die  allge- 
meineren Zwecke  der  Konsumentengesamtheit  heran- 
gezogen wird.  Dort  war  auch  schon  das  Prinzip 
^^S^S^ben,  nach  welchem  die  Festsetzung  dieser  An- 
teile erfolgt:  Nach  Feststellung  der  absoluten  Größe 
des  für  allgemeinere  Konsumentenzwecke  erforder- 
lichen Aufwandes  wird  die  Deckung  dieses  Auf- 
wandes unter  die  einzelnen  Industriezweige  (die  ein- 
zelnen Betriebe)  nach  dem  Grundsatz  verteilt,  daß 
jeder  Industriezweig  (jeder  Betrieb)  desto  mehr  von 
seinem  Ertrage  abgeben  muß,  je  größer  in  ihm  der 
Gesamtwert  (Boden-  und  Arbeitswert)  der  zur  Pro- 
duktion gebrauchten  Produktionsmittel  im 
Verhältnis  zur  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  ist. 
Nur  der  dann  noch  übrig  bleibende  Teil  des  Ertrages 
eines  Industriezweigs  (Betriebes)  steht  für  die  Sonder- 
zwecke der  betreffenden  Produzentengemeinschaft 
(z,  B.  Reservenbildung,  Betriebsverbesserung  und  Er- 
weiterung, Entlohnung  der  Arbeiter,  Pensionen  u.a  m,) 
zur  Verfügung,  So  findet  auch  nach  dieser  Richtung 
hin  schon  auf  dieser  Stufe  der  gemeinwirtschaftlichen 
Entwicklung,  wo  noch  keine  reine  Bedarfswirtschaft 
besteht,  die  Autonomie  der  Produzenten  ihre  Grenze 
in  der  Berücksichtigung  der  durch  die  Gesamtpro- 
duktion der  Gesellschaft  zu  befriedigenden  allge- 
meinen Konsumentenbedürfnissc,  Für  die  Innehal- 
tung dieser  Grenze  aber  sorgen  wiederum  die  Konsu- 
mentenorganisationen (Staat,  Gemeinde,  Konsum- 
genossenschaften usw,),  denen  für  diesen  Zweck  ein 
Mitbestimmungsrecht  in  der  Verwaltung  der  autono- 
men Industrien  eingeräumt  wird  (vergl,  als  einen 
Weg,  wie  diese  Forderung  praktisch  durchgeführt 
werden  kann,  den  in  Anhang  II  dieser  Schrift  abge- 
druckten Auszug  aus  einem  Aufruf  der  deutsch- 
österreichischen Sozialdemokratie,  sowie  auch  die 
einschlägigen  Erörterungen  in  dem  während  der 
Drucklegung  dieser  Schrift  veröffentlichten,  unten  in 


Anhang  IV  zitierten  Bericht  der  deutschen  Soziali- 
^ sierungskommission  über  den  Kohlenbergbau). 

19.  Industrielle  Autonomie  besser  als  „Verstaat- 
lichung“. 

Die  Durchführung  der  „Sozialisierung"  denkt  sich 
der  Unkundige  gewöhnlich  in  der  Form  der  einfachen 
Verstaatlichung,  Auf  dieser  Gleichsetzung 
von  Vergesellschaftung  und  Verstaatlichung  beruhen 
die  meisten  Einwände,  welche  gegen  die  „Soziali- 
sierung" landläufig  erhoben  werden.  Also  der  Ein- 
wand, daß  eine  Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel überhaupt  nur  bei  einem  ganz  eng  beschränk- 
ten Kreis  von  Produktionszweigen,  bei  den  zur  zen- 
tralistischen Verwaltung  „reif"  gewordenen  Betrie- 
ben ohne  Gefahr  der  Unwirtschaftlichkeit  durchführ-  / 

bar  sei;  bei  allen  anderen  Produktionszweigen 
müßte  erst  ihre  allmähliche  Reifwerdung  abgewartet 
werden,  viele  Produktionszweige  entwickelten  sich  u. 

auch  gar  nicht  in  der  Richtung  eines  allmählichen 
Reifwerdens  für  die  Zentralisierung,  sondern  in 
geradeswegs  umgekehrter  Richtung;  diese  letzteren 
würden  also  niemals  ohne  Unwirtschaftlichkeit,  ohne 
Herabsetzung  der  Produktivkräfte,  „sozialisiert" 
werden  können.  Ferner  der  Einwand,  daß  jede  „So- 
zialisierung" überhaupt  zur  Bürokratisierung,  zur 
Schematisierung,  damit  zur  Ertötung  der  privaten 
Initiative  und  zur  Erstarrung  führe. 

Alle  die  Einwände  haben  einen  guten  Sinn  als 
Einwendungen  gegen  eine  zentralistische  „Verstaat- 
lichung" nicht  dafür  geeigneter  Produktionszweige. 

Sie  bedeuten  aber  nichts  gegen  die  Sozialisierung 
selbst,  gegen  die  sofort  allgemein  zu  beginnende  Er- 
setzung des  kapitalistischen  Privateigentums  durch 
sozialistisches  Gemeineigentum.  Denn  wie  wir  ge- 
sehen haben,  ist  dieses  sozialistische  Gemeineigen- 
tum keineswegs  gleichbedeutend  mit  Staatseigentum. 
Verstaatlichung  war  uns  nur  eine  der  Formen  der 
Vergesellschaftung,  und  alle  Formen  der  Vergesell- 
schaftung überhaupt  wurden  von  uns  als  wahre,  sozia- 
listische „Vergesellschaftung"  überhaupt  nur  aner- 
kannt, wenn  sie  im  Ergebnis  auf  diejenige  Regelung 
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nächsten  Zukunft  bei  uns  in  weitem  Umfange  ver- 
wirklicht werden,  in  welchem  die  sachlichen  F r o- 
duktionsmittel  Gemeineigentum  sind,  dagegen 
das  private  Eigenrecht  des  arbeitenden  Produ^nten 
an  seiner  Arbeitskraft,  als  Recht  auf  einen  der  Dauer 
und  der  Güte  seiner  Arbeit  entsprechenden 
Anteil  am  Ertrag  der  gesellschaftlichen  Prod^tion, 
noch  geraume  Zeit  weiter  bestehen  wird.  Gerade 
wenn  in  autonomer  Produktion  die  ihre  eigenen  An- 
gelegenheiten (innerhalb  der  oben  Nr.  18  angegebenen 
Grenzen!)  selbst  verwaltende  Produzentengemcm- 
schaft,  z,  B,  die  Gesamtheit  der  arbeitenden  Betriebs- 
beteiligten (Leiter,  Angestellte,  Arbeiter)  eines  ein- 
zelnen Betriebes,  selbständig  über  die  Bedm- 
gungen  ihrer  Arbeit,  im  besonderen  über  die  den  ein- 
zelnen Gruppen  zu  zahlenden  Löhne,  zu  entscheiden 
haben  wird,  ist  es  trotz  der  sicherlich  stark  entwickel- 
ten Solidarität  der  industriellen  Arbeiterschaft 
ziemlich  unzweifelhaft,  daß  ihre  Entscheidung  nicht 
im  Sinne  einer  Vergesellschaft  un  g der  Ar- 
beitskraft aller  Beteiligten  ausf allen  wird.  Nicht  der 
Grundsatz  der  einfachen  Gleichheit  oder  des  gleichen 
Lohns  für  gleiche  Arbeitszeit  wird  vermutlich  als  all- 
gemeiner Grundsatz  der  Entlohnung  angenommen 
werden,  auch  nicht  die  darüber  noch  hinausgehende 
Forderung  der  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit 
des  Bedürfnisses  (z.  B,  Junggeselle  und  Familien- 
vater), Vielmehr  wird,  um  die  absolute  Größe  des 
anteilsmäßig  allen  zufließenden  Produktionsertrages 
durch  Anlockung  der  besten  ,, Hände  und  ,, Köpfe 
nach  Möglichkeit  zu  steigern,  bis  auf  Weiteres  wohl 
nur  der  Grundsatz  des  „gleichen  Lohns  für  gleiche 
Leistung**  die  allgemeine  Richtschnur  der  ^industri- 
ellen Entlohnung  abgeben,  und  damit  zugleich  seine 
Kehrseite:  „unterschiedliches  Entgelt  für  verschie- 
dene Leistungen**.  Die  spezifische  Begabung  des 
industriellen  „Unternehmers  im  besonderen  in 

dieser  ersten  Phase  der  Gemeinwirtschaft  keine 
schlechtere,  sondern  eher  eine  bessere  Bezahlung 
finden,  als  im  heutigen  kapitalistischen  Staat,  wo  ja 
unter  normalen  Verhältnissen  der  größere  Teil  des 
Produktionsertrages  keineswegs  an  den  Unternehmer 
selbst,  sondern  an  die  ihn  „finanzierenden**  Kapita- 


20.  Die  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  als 
Emanzipation  der  Arbeit.  Die  Weiterentwick- 
lung zur  Vergesellschaftung  der  Arbeit. 

Es  wurde  in  den  ersten  Sätzen  dieser  Schrift 
die  „Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel**  nur 
als  die  erste  Phase  der  Gemeinwirtschaft  bezeichnet. 
Es  wurde  gesagt,  daß  durch  sie  die  vorher  unfreie  und 
durch  „das  Kapital**  in  der  Produktion  ausgebeutete 
„Lohnarbeit**  nur  befreit,  aber  noch  nicht  vergesell- 
schaftet würde.  Tatsächlich  ist  ein  Zustand  vorstell- 
bar, ia,  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in  der 


listen  fiel  (s.  oben  Nr.  5).  Und  nicht  nur  die  Ent- 
lohnung, sondern  auch  die  Machtstellung  von  Perso- 
nen mit  besonderer  Untemehmerbegabung  wird  im 
autonomen  Einzelbetrieb  oder  Syndikat  eher  eine  un- 
beschränktere sein,  als  in  der  heutigen  kapitalisti- 
schen Wirtschaft,  wo  das  Finanzkapital  der  Banken 
die  Industrie  „kontrolliert",  mithin  eine  besondere 
Art  industriellen  Unternehmertums:  der  finanzielle 
Unternehmer,  über  alle  anderen  Arten  von  industri- 
ellem Unternehmertum  eine  weitgehende  Oberherr- 
schaft ausübt. 

Die  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel 
v/ird  also,  weit  entfernt,  die  Triebfeder  des  privaten 
Eigennutzes  aus  der  Produktion  auszuschalten  und 
damit  eine  Schwächung  der  Produktivkräfte,  eine 
Herabsetzung  der  Produktivität  der  gesellschaftlichen 
Produktionsarbeit  zu  bewirken,  in  Wahrheit  in  dieser 
ersten  Phase  der  Gemeinwirtschaft  lediglich  eine 
Enanzipation  der  Arbeit  und  damit  eine  Ausdehnung 
des  Motivs  des  wirtschaftlichen  Eigennutzes  auf  einen 
ganz  bedeutend  größeren  Kreis  von  Produktionsbetei- 
ligten zu  Wege  bringen.  Unterschiedliche  Löhne, 
und  die  Beteiligung  säm-tlicher  Gruppen  von  Betriebs- 
beteiligten am  Ertrage  der  gemeinschaftlichen  Pro- 
duktion in  Form  einer  für  die  verschiedenen  Gruppen 
verschieden  abgestuften  Gewinnbeteiligung,  werden 
die  vergesellschaftete  Industrie  in  ihrer  ersten  Ent- 
wicklungsphase charakterisieren-  Der  als  Eigentümer- 
kapitalismus totgeschlagene  kapitalistische  Geist 
wird  als  Arbeiterkapitalismus  auferstehen;  an  die 
Stelle  der  nun  unmöglich  gemachten  Ausbeutung  des 
privaten  Eigentums  an  den  sachlichen  Produktions- 
mitteln wird  zunächst  die  unbeschränkte  Ausbeutung 
des  privaten  Rechts  eines  Jeden  Arbeiters  an  seiner 
eigenen  Arbeitskraft  treten.  Und  vielleicht  wird  die 
Vermutung  des  englischen  Sozialisten  Bernard  Shaw 
in  Erfüllung  gehen,  wonach  der  begabte  Geistesarbei- 
ter der  letzte  Ausbeuter  der  Gesellschaft  sein  wird. 
Erst  allmählich  wird  alsdann  in  der  autonomen,  durch 
das  Aufhören  des  Klassenkampfes  zwischen  besitzen- 
dem Kapitalisten  und  besitzlosem  Proletarier  ent- 
gifteten Produktion  jener  Gemeinsinn  entstehen, 
der  die  Vorbedingung  für  die  Errichtung  der  zweiten 
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und  höheren  Phase  der  Gemeinwirtschaft  bildet,  m 
welcher  wie  die  sachlichen  Produktionsmittel  so  auch 
die  Arbeitskraft  jedes  einzelnen  Gemeineigentum 
sein  werden,  indem  jeder  zur  gesellschaftlichen  Pro- 
duktion nach  seinen  Fähigkeiten  beisteuert  und  dafür 
an  dem  Ertrage  der  gemeinschaftlichen  Produktion 
nach  seinem  Bedürfnis  teilnimmt.  Die  besondere 
Sozialisierungsform  der  „industriellen  Autonomie  , 
wie  sie  in  dieser  Schrift  (besonders  oben  Nr.  18)  ver- 
treten wurde,  begünstigt  diese  Entwicklung,  in- 
dem sie  die  Möglichkeit  schafft,  daß  an  die  Stelle  des 
privaten  Einzelegoismus  zunächst  ein  schon  „soziali- 
sierter" Gruppenegoismus,  der  Egoismus  der  autono- 
men Sondergruppe,  tritt.  Darüber  hinaus  ^ber  kann 
der  Uebergang  von  der  ersten  zur  zweiten  Phase  der 
Gemeinwirtschaft  durch  wirtschaftspolitische  Maß- 
nahmen nicht  mehr  wesentlich  gefördert  werden;  für 
seine  Beschleunigung  kommen  vielmehr  in  ®^ster 
Linie  eine  Reihe  von  kulturpolitischen  Maß- 
nahmen in  Betracht,  die  unter  der  Bezeichnung  einer 
„Sozialisierung  der  Bildung"  zusammengefaßt  werden 
können.  Auf  diese  einzugehen,  muß  einer  besonderen 
Schrift  Vorbehalten  bleiben. 


21.  Was  sollen  wir  nun  tun?  — Die  Erziehung  zum 

Sozialismus. 

Die  bisherige  Darstellung  hatte  die  Aufgabe,  ein 
Bild  v,on  den  Zielen  des  praktischen  Sozialismus  zu 
entwerfen.  Zur  Erreichung  dieser  Ziele,  also  zur 
Schaffung  wirklicher  sozialistischer  Gemeinwirtschaft 
durch  tatsächliche  Ausführung  der  Sozialisierung, 
bieten  sich  verschiedene  Wege^  dar.  Solche  Wege 
sind  a)  in  erster  Linie  die  politische  Aktion  zur  Er- 
wirkung der  Sozialisierung  einzelner  Produktions- 
zweige durch  staatliche  Gesetzgebung  und  gemeind- 
liche Verordnung,  — b)  in  zweiter  Linie  die  fördernde 
Teilnahme  an  den  ohne  Zwang  im  Wege  des 
Wettbewerbs  unternommenen  (konsum-  und  produk- 
tiv-) genossenschaftlichen  Bestrebungen,  c)  in 

dritter  Linie  auch  die  wirtschaftspolitische  Aktion 
der  Arbeiterklasse,  die  die  innere  Umwand- 
lung des  kapitalistischen  Privateigentums  durch 
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/ Abschluß  von  Tarifverträgen  und  durch  Erzwingung 

der  vertraglichen  Anerkennung  der  Mitbestimmungs- 
rechte der  Arbeiterverbände  und  der  gewählten  Ar- 
beitervertretungen in  den  einzelnen  Betrieben  zu  be- 
fördern sucht. 

Die  folgerichtige  Fortsetzung  dieser  letzteren 
Kampfesweise  bildet  in  revolutionär  bewegten  Zeiten 
der  Kampf  um  die  direkte  Entsetzung  des  kapitalisti- 
schen Unternehmers  von  der  Herrschaft  über  den 
Produktionsprozeß  und  seine  Unterstellung  unter  die 
Kontrolle  der  Gesamtheit  der  Betriebsbeteiligten,  wie 
er  nach  dem  Programm  des  Spartakusbundes  in  den 
einzelnen  Betrieben  heute  vielerorts  ausgefochten 
wird.  Auch  dieses  letzte  Mittel  hat  für  den,  der  das 
Ideale  des  Sozialismus  bejaht,  keine  Schrecken,  Es  ist 
kein  aus  irgendwelchen  sittlichen  Geboten  verwerf- 
liches Mittel  der  Sozialisierung;  so  wenig  wie  die  poli- 
tische Revolution  ein  sittlich  verwerfliches  Mittel  zur 
politischen  Befreiung  ist.  Im  Gegenteil  hat  gerade  diese 
allgemeine  und  „direkte"  Aktion  der  Arbeiterklasse 
vor  den  anderweitigen  Methoden  der  Vergesellschaf- 
tung den  unschätzbaren  Vorzug,  daß  sie  in  dem  Kampf 
um  die  Herbeiführung  der  sozialistischen  Wirtschafts- 
ordnung zugleich  am  stärksten  und  mächtigsten  jene 
psychischen  Antriebe  im  Proletariat  auslöst  und  ent- 
wickelt, ohne  die  eine  solche  ^Virtschaft  auf  die  Dauer 
nicht  bestehen,  noch  weniger  sich  von  der  ersten  zur 
höheren  Phase  der  Gemeinwirtschaft  entwickeln 
kann,  (Man  vergleiche  hierzu  das  Spartakuspro- 
gramm, Anhang  III  dieser  Schrift,)  Jedoch  ist 
solche  direkte  Sozialisierungsaktion  einer  erfolg- 
reichen Anwendung  nur  solange  fähig,  als 
revolutionäre  Zeiten  dauern,  und  nur  unter  der  Be- 
dingung, daß  die  nach  der  Revolution  durch  den 
Willen  des  vom  kapitalistischen  Joch  befreiten  Ge- 
samtvolkes zur  Herrschaft  gelangte  oberste  Macht, 
als  Vertreterin  der  gemeinschaftlichen  Interessen  der 
Gesamtheit  aller  Produzenten  und  Konsumenten,  die 
durch  die  außerpolitische,  „direkte"  Aktion  zustande  < 
gebrachte  Sozialisierung  nachträglich  anerkennt. 
Wenn  diese  Voraussetzung  nicht  mehr  vorliegt, 
der  Eintritt  dieser  Bedingung  nicht  mehr  erwartet 
werden  kann,  so  kann  der  Uebergang  zur  sozialisti- 
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sehen  Gemeinwirtschaft  außerhalb  des  Gebietes  der 
politischen  Aktion,  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe und  des  gewerkschaftlichen  Kampfes  um  die  ver- 
tragliche Festsetzung  günstigerer  Arbeitsbedingungen 
nur  durch  unablässige  erzieherische  Arbeit  an 
der  aufkommenden  Generation  wirksam  gefördert 
werden.  Hier  liegen  die  dauernden  großen  Aufgaben 
jener  Menschen,  deren  leidenschaftlicher  Sehnsucht 
und  revolutionärem  Ueberschwange  der  immer  lang- 
same, mancherlei  Stockungen  und  Rückschlägen 
unterworfene,  Entwickelung  der  gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnisse  niemals  Genüge  tun  wird. 


ANHANG. 


I Aus  einem  Flugblatt  von  Eduard  Bernstein:  „Was 

ist  Sozialisierung?''  JHerausgege^^^^  von  der 

„Arbeitsgcmeinschait  , Berlin  W 35,  A 8 
1919.) 

Die  Verstaatlichung  und  Verkommunali^sierung 
sind  die  allgemeinen  Formen  der  Vergcscllschahung. 
s”e  sind  aber  nicht  Selbstzweck:  fe  sind  nur  Mittel 
zum  Zweck.  Der  Zweck  ist  das  höchstmögliche  all- 
gemeine Wohl,  und  d i e H a u p t s a c h e b e i de 

I ' ^ *'  “lir ' w i ‘'t  s c i.  “ u sVe  b ; : 

unter**  die  Kontrolle  der  Allgemein- 
u cfpllen  unter  eine  viel  stärkere  Kontrolle, 

alt  'bisher  bestanden  hat,  Wir  haben  in 
turzeit  in  unserem  Wirtschaltleben,  von  df  Land- 
wirtschalt abge^hen^rund^ 

btlriebt  Einzelbetriebe  oder  Betriebe  mit 

^ « Hilfpn  die  nicht  in  Betracht  kommen,  Sagp 
r s“i  «,*^dar  bleibt  noch  1 Million  Betrmbe 

verschiedenster  Art,  inittlere, 

-b\-serÄ  "Ä 


Gesellschaft  übernommen  und.  bewertet  werden  kön- 
nen, und  was  wird  man  einstweilen  noch  in  Prival- 
händen  lassen  müssen,  damit  das  Wirtschaftsleben  im 
ganzen  in  seinem  Gang  weitergeht,  damit  die  Pro- 
duktion nicht  stockt,  von  der  ja  unser  Volk  lebt,  das 
heute  mehr  auf  die  Arbeit  angewiesen  ist,  als  je  zu 
einer  früheren  Zeit, 

Vor  dem  Kriege  war  Deutschland  als  Ganzes  ge- 
nommen ein  reiches  Land,  Heute,  nach  dem  Kriege, 
ist  es  ein  armes  Land,  genötigt  zu  derjenigen  Wirt- 
schaftspolitik, wie  sie  arme  Länder  treiben.  Das  ist 
auch  ein  Grund,  weshalb  wir  mit  der  Sozialisierung 
vorsichtig,  systematisch  vergehen  müssen,  und  wes- 
halb wir  der  nichtsozialisierten  Industrie  die  Mög- 
lichkeit lassen  müssen,  inzwischen  zu  leben  und  zu 
arbeiten.  Die  Sozialisierung  kann  vor  sich  gehen 
dadurch,  daß  man  bestimmte  Industrien  direkt  über- 
nimmt, sei  es  in  Staatsbetrieb,  sei  es  in  Gemeinde- 
betrieb,  sei  es  in  Reichsbetrieb.  Sic  kann  aber  auch 
so  vor  sich  gehen,  daß  die 

Allgemeinheit  durch  Gesetze  und  durch  Verord- 
nungen immer  stärker  eingreiit  in  die  Kontrolle  des 

Wirtschaftslebens. 

Sie  tut  es  ja  bis  zu  einem  gewissen  Grade  schon 

^^^^Selbst  das  Fabrikgesetz  wurde  seinerzeit  von  den 
Kapitalisten  als  ein  Einbruch  in  ihre  Herrlichkeit  be- 
trachtet, Sie  wollten  „Herren  im  Hause“  sein.  Sie 
bäumten  sich  dagegen  auf,  daß  das  Gesetz  m die 
Fabriken  hineinkomme.  Und  es  ist  doch  hinein- 
gekommen, hineingekommen  zum  Vorteil  der  Ar- 
beiter, zum  Segen  der  Allgemeinheit,  zum  Segen  des 

sozialen  Fortschritts,  , , , ,. 

Dies  Eingreifen  in  die  Wirtschaft  kann  ^ weiter 
ausgebaut  werden.  Schrittweise,  Schrittweise 
können  sich  das  Reich  oder  der  Staat,  die  Allgemein- 
heit, an  den  Unternehmungen,  die  sie  vorläufig  in 
Händen  von  Kapitalisten  läßt,  beteiligen;  an  ihrem 
Gewinn  und  auch  an  der  Preisbestimmung,  damit  kein 
Monopol  entsteht,  das  dem  Verbraucher  den  Preis 
verteuert.  Verschiedentlich  ist  es  geschehen,  und  e« 
kann  noch  weiter  entwickelt  werden.  Auch  auf  diese 
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Weise  kann  der  Staat,  kann  die  Allgemeinheit  immer 
größere  Rechte,  immer  größeren  Anteil  an  der  Pro- 
duktion nehmen. 

Ich  habe  vor  20  Jahren  in  einer  Schrift  den  Satz 
ausgesprochen  und  ich  unterschreibe  ihn  heute  noch: 

ln  einem  guten  Fabrikgesetz  kann  mehr  Sozialismus 
stecken  als  in  einer  Verstaatlichung  von  etlichen 

hundert  Unternehmungen  und  Betrieben. 

Denn  hier  v.  ird  ein  großes  Interesse  einer  breiten 
Allgemeinheit  wahrgenommen.  Was  besagt  es  da- 
gegen, wenn  der  Staat  ein  paar  Unternehmungen  mehr 
oder  weniger  hat  und  sie  dann  womöglich  noch 
kapitalistisch  bewirtschaftet! 

Die  Arbeiterklasse  fordert  die  Demokratisierung 
des  Staates,  die  Demokratisierung  der  Betriebe,  der 
ganzen  Verwaltung,  die  Ausdehnung  dieser  Demo- 
kratie auf  alle  Gebiete  des  sozialen  Lebens,  auf  das 
Unterrichtswesen,  auf  die  Körperpflege,  auf  die  Kunst, 
auf  den  Verkehr.  Auf  allen  Gebieten  drängt  die  Ar- 
beiterbewegung vorwärts  kraft  ihrer  ganzen  Natur 
und  kraft  der  Tatsache,  daß  sie  immer  mehr  Elemente 
erzeugt,  die  auch  geistig  weiter  wollen,  die  sich  nicht 
damit  begnügen,  materielle  Vorteile  zu  erreichen. 
Daß  wir  diesen  Geist  in  der  Arbeiterschaft  haben, 
dem  ist  es  zuzuschreiben,  daß  bei  all  den  Zuckungen, 
die  wir  vor  uns  sehen,  sich  doch  diese  große  Revo- 
lution im  Verhältnis  ruhig,  ich  möchte  sagen,  gesetz- 
mäßig vollzieht  .... 

Nicht  aus  dem  Chaos  sehe  ich  die  soziale  Ge- 
sellschaft hervorgehen,  sondern  aus  der  Verbindung 
der  organisatorischen  Schöpfungen  der  Arbeiter  im 
Gebiete  der  freien  Wirtschaft  mit  den  Schöpfungen 
und  Errungenschaften  der  kämpfenden  Demokratie 
im  Staate  und  in  der  Gemeinde. 
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IL  Aus  einem  Aufruf  der  deutsch-österreichischen 

Sozialdemokratie  (veröffentlicht  in  Parteiblättem 

Anfang  1919). 

Sozialisierung  der  Industrie. 

1.  Diejenigen  Industriezweige,  in  denen  die 
Gütererzeugung  in  wenigen  Großbetrieben 
konzentriert  ist,  werden  vergesellschaftet. 
So  werden  z.  B.  vergesellschaftet  der  Erz-  und  der 
Kohlenbergbau,  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  usw. 

Jeder  vergesellschaftete  Industriezweig  wird 
durch  einen  von  der  Regierung  vollständig  unab- 
hängigen Verwaltungsrat  verwaltet.  Der  Verwaltungs- 
rat wird  folgendermaßen  zusammengesetzt;  Ein 
Drittel  der  Mitglieder  bilden  die  Vertreter  des  Staa- 
tes, die  von  der  Nationalversammlung,  aber  nicht  aus 
ihrer  Mitte  gewählt  werden.  Ein  zweites  Drittel  bil- 
den die  Vertreter  der  Arbeiter,  Angestellten  und  Be- 
amten, die  in  dem  Industriezweig  beschäftigt  sind;  sie 
werden  von  den  Gewerkschaften  und  Angestellten- 
organisationen gewählt.  Das  letzte  Drittel  bilden  Ver- 
treter der  Konsumenten.  In  den  Verwaltungsrat  der 
Industriezweige,  die  Rohstoffe  erzeugen,  werden  als 
Vertrauensmänner  der  Konsumenten  Vertreter  der 
Unternehmer  und  der  Arbeiter  derjenigen  Industrie- 
zweige berufen,  die  diese  Rohstoffe  verarbeiten.  In 
die  Verwaltungsräte  derjenigen  Industriezweige,  die 
Verbrauchsgüter  erzeugen,  werden  die  Vertreter  der 
Konsumenten  von  den  Konsumvereinen  gewählt. 

Dem  auf  diese  Weise  zusammengesetzten  Ver- 
waltungsrat obliegt  die  Leitung  des  vergesellschaf- 
teten Industriezweiges;  der  Regierung  steht  kein 
Einfluß  auf  die  Leitung  zu.  Insbesondere  obliegen 
dem  Verwaltungsrat  die  Ernennung  der  leitenden  Be- 
amten, die  Festsetzung  der  Preise,  die  Abschließung 
kollektiver  Arbeitsverträge  mit  den  Gewerkschaften 
der  Arbeiter  und  der  Angestellten,  die  Verteilung  des 
Gewinns. 
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Der  Gewinn  jedes  vergesellschafteten  In- 
dustriezweiges wird  in  folgender  Weise  verwendetj 
Ein  Drittel  fällt  dem  Staatsschatz  zu.  Ein  Drittel 
wird  als  Gewinnanteil  auf  die  Arbeiter,  Ange- 
stellten und  Beamten  des  Industriezweiges 
verteilt.  Das  letzte  Drittel  wird  im  Bedarfsfälle  zur 
Vergrößerung  oder  zur  technischen  Vervoll- 
kommnung der  Betriebe  verwendet;  ist  es  nicht 
notwendig,  so  wird  das  letzte  Drittel  dazu  verwendet, 
die  Warenpreise  zu  ermäßigen. 

Die  Leitung  der  einzelnen  Betriebe  wird  durch 
technische  Beamte  und  kaufmännische  Angestellte 
unter  gesetzlich  geregelter  Mitwirkung  von  Arbeiter- 
ausschüssen, die  von  den  Arbeitern,  Angestellten  und 
Beamten  der  Betriebe  gewählt  werden,  besorgt. 
Jede  Bürokratisierung  der  Verwaltung  ist  zu  ver- 
meiden. Der  Grundsatz,  daß  von  jeder  Erhöhung  des 
Erträgnisses  ein  Drittel  zur  Erhöhung  der  Bezüge  der 
Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  verwendet  wird, 
bürgt  für  intensive  Arbeit  im  Betrieb  und  pflegliche 
Behandlung  der  Arbeitsmittel.  Den  Beamten  kan* 
ein  besonderer  Gewinnanteil  zugestanden  werden. 

2.  Den  Gemeinden  wird  durch  Gesetz  das 
Recht  eingeräumt,  Betriebe,  die  lokalen  Bedürfnissen 
dienen  (Gas-  und  Elektrizitätswerke,  Straßenbahnen, 
Fuhrwerksunternehmungen,  Brotfabriken,  Mol- 
kereien, Ziegelwerke  und  dergleichen],  zu  enteignen. 

Ebenso  werden  die  Selbstverwaltungskörper  der 
Kreise  und  Bezirke  berechtigt,  Betriebe,  die  den  Be- 
dürfnissen ihrer  Verwaltungssprengel  dienen  (z.  B. 
Lokalbahnen,  Ueberlandzentralen,  Brauhäuser,  Müh- 
len und  dergleichen)  zwangsweise  zu  enteignen. 

Die  Grundsätze  über  die  Verwaltung  der  ver- 
gesellschafteten Betriebe  finden  auch  in  diesen  Fälle« 
sinngemäße  Anwendung. 

Ein  ähnliches  Enteignungsrecht  kann  unter  ge- 
setzlich festzusetzenden  Voraussetzungen  auch  Kon- 
sumvereinen, Produktivgenossenschaften  und  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  zugestanden  wer- 
den. ? 

3.  Diejenigen  Industriezweige,  welche  zur  Ver- 
gesellschaftung noch  nicht  reif  sind,  werden  in  In- 


dustrieverbänden organisiert.  Jeder  Industrie- 
verband umfaßt  alle  Unternehmungen  seines  In- 
dustriezweiges. Die  Industrieverbände  treten  an  die 
Stelle  der  bestehenden  Kartelle,  Zentralen  und 
Kriegsverbände. 

Jeder  Industrieverband  wird  von  einem  Verwal- 
tungsrat geleitet.  Der  Verwaltungsral  wird  in  folgen- 
der Weise  zusammengesetzt:  ein  Viertel  der  Mit- 
glieder bilden  die  Vertreter  des  Staates,  die  von  der 
Nationalversammlung,  nicht  aus  ihrer  Mitte,  gewählt 
werden;  ein  Viertel  die  Vertreter  der  Unternehmer 
des  betreffenden  Industriezweiges;  ein  drittes  Viertel 
die  Vertreter  der  Arbeiter,  Angestellten  und  Beamten 
des  Industriezweiges;  das  letzte  Viertel  die  Vertreter 
der  Konsumenten. 

Der  Industrieverband  soll  durch  Errichtung  von 
Konstruktionsbüros,  Laboratorien  und  Material- 
prüfungsanstalten, durch  die  Normalisierung  der  zu 
erzeugenden  Waren  und  durch  die  Aufteilung  der  Er- 
zeugung der  einzelnen  Warengattungen  auf  die  ein- 
zelnen Betriebe  die  technische  Entwicklung  des  In- 
dustriezweiges fördern  und  die  Erzeugungskosten 
herabsetzen.  Der  Industrieverband  kann  den  Einkauf 
der  Rohstoffe  und  den  Verkauf  der  Waren  in  seinem 
Zentralbüro  konzentrieren,  dadurch  die  Konkur- 
renz zwischen  den  einzelnen  Unternehmern  auf- 
heben  und  der  Gesellschaft  die  Kosten  des  Konkur- 
renzkampfes ersparen.  Der  Industrieverband  regelt 
die  Größe  der  Produktion,  er  paßt  sie  dem  Bedarf  an 
und  verhindert  dadurch  schwere  Krisen.  Der  In- 
dustrieverband setzt  die  Preise  der  Waren  “fest;  er 
hat  sie  so  festzusetzen,  daß  der  Gewinn  der  Unter- 
nehmer einem  angemessenen  Arbeitslohn  für  die  von 
ihnen  geleistete  Arbeit  ungefähr  gleichkommt.  Der 
Industrieverband  schließt  endlich  die  Kollektiv- 
arbeitsverträge mit  den  Gewerkschaften  der  Ar- 
beiter und  Angestellten  ab;  die  von  ihm  ab- 
geschlossenen Verträge  sind  für  alle  Unternehmungen 
des  Industriezweiges  verbindlich.  Die  Kosten  der 
Tätigkeit  des  Industrieverbandes  tragen  die  Unter- 
«ehmer  des  Industriezweiges, 

Im  Rahmen  der  vom  Industrieverband  erlassenen 
Vorschriften  bleibt  die  Leitung  der  einzelnen  Betriebe 
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den  Unternehmern  überlassen.  Doch  wird  den  Ar- 
beiterausschüssen Mitwirkung  an  der  Verwaltung  der 
Betriebe  durch  Gesetz  gesichert. 

Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Industrievet- 
bände  besteht  darin,  die  Erzeugung  in  den  technisch 
vollkommensten  Betrieben  zu  konzentrieren.  Der  In- 
dustrieverband hat  das  Recht  anzuordnen,  daß  tech- 
nisch unvollkommene  Betriebe  stillgelegt  werden  und 
ihr  Produktionsanteil  auf  die  technisch  voll- 
kommeneren Betriebe  übertragen  wird.  Die  Eigen- 
tümer der  stillgelegten  Betriebe  werden  auf  Kosten 
derjenigen  Unternehmungen,  denen  ihr  Produktions- 
anteil zugeteilt  wird,  entschädigt.  Ist  auf  diese  Weise 
die  Erzeugung  schließlich  in  wenigen,  technisch  voll- 
kommenen Betrieben  konzentriert,  so  wird  der  In- 
dustriezweig vergesellschaftet.  Die  Organisierung 
der  Industrie  im  Industrieverband  ist  also  eine  Ueber- 
gangsstufe  zu  ihrer  Vergesellschaftung. 


III.  Aus  der  Programmschrift  des  Spartakusbundes 
(erschienen  Ende  1918). 


Auch  die  wirtschaftliche  Umwälzung  kann  sich 
nur  als  ein  von  der  proletarischen  Massenaktion  ge- 
tragener Prozeß  vollziehen.  Die  nackten  Dekrete 
oberster  Revolutionsbehörden  über  die  Sozialisierung 
sind  allein  ein  leeres  Wort.  Nur  die  Arbeiterschaft 
kann  das  Wort  durch  eigene  Tat  zum  Fleische 
machen.  In  zähem  Ringen  mit  dem  Kapital,  Brust  an 
Brusf  iiT  jedem  .Betriebe,  durch  unmittelbaren  Druck 
der  Massen,  durch  Streiks,  durch  Schaffung  ihrer  stän- 
digen Vertretungsorgane  können  die  Arbeiter  die 
Kontrolle  über  die  Produktion  und  schließlich  die  tat- 
sächliche Leitung  an  sich  bringen. 

Die  Proletariermassen  müssen  lernen  aus  tote» 
Maschinen,  die  der  Kapitalist  an  den  Produktions- 
prozeß stellt,  zu  denkenden,  freien,  selbsttätige» 
Lenkern  dieses  Prozesses  zu  werden.  Sie  müssen  das 
Verantwortungsgefühl  wirkender  Glieder  der  Allge- 
meinheit erwerben,  die  Alleinbesitzerin  alles  gesell- 
schaftlichen Reichtums  ist.  Sie  müssen  Fleiß  ohne 
Unternehmerpeitsche,  höchste  Leistung  ohne  kapita- 
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Estische  Antreiber,  Disziplin  ohne  Joch  und  Ordnung 
•hne  Herrschaft  entfalten.  Höchster  Idealismus  im 
Interesse  der  Allgemeinheit,  straffste  Selbstdisziplin, 
wahrer  Bürgersinn  der  Massen  sind  für  die  sozia- 
fistische  Gesellschaft  die  moralische  Grundlage,  wie 
Stumpfsinn,  Egoismus  und  Korruption  die  moralische 
Grundlage  der  kapitalistischen  Gesellschaft  sind.  Alle 
diese  sozialistischen  Bürgertugenden,  zusammen  mit 
Kenntnissen  und  Befähigungen  zur  Leitung  der  so- 
zialistischen Betriebe,  kann  die  Arbeitermasse  nur 
durch  eigene  Betätigung,  eigene  Erfahrung  erwerben. 

Sozialisierung  der  Gesellschaft  kann  nur  durch 
zähen,  unermüdlichen  Kampf  der  Arbeitermasse  in 
ihrer  ganzen  Breite  verwirklicht  werden,  auf  allen 
Punkten,  wo  Arbeit  und  Kapital,  wo  Volk  mit  bürger- 
licher Klassenherrschaft  einander  ins  Weiße  des 
Auges  blicken.  Die  Befreiung  der  Arbeiterklasse  muß 
das  Werk  der  Arbeiterklasse  selbst  sein. 


IV.  Zur  Vertiefung  und  Erweiterung 

der  in  dieser  Schrift  angeregten  Gedanken  dienen  zu- 
nächst folgende  Schriften  (sämtlich  kurz  gefaßte,  kon- 
zentrierte Gedankenentwickelungen) : 

1.  Das  kommunistische  Manifest,  von  Karl  Marx 
und  Friedrich  Engels  (Vorwärts- Verlag. 
Berlin  SW  68,  Lindenstr.  3), 

2.  Karl  Marx:  Lohnarbeit  und  Kapital  (Vor- 
wärts-Verlag). 

3.  Das  Erfurter  Programm  (Vorwärts-Verlag). 

4.  Kautsky:  Richtlinien  für  ein  sozialistisches 
Aktionsprogramm  (gedruckt  bei  Julius 
Sittenfeld,  Berlin  W.  8,  Anfang  1919), 

5.  Was  will  der  Spartakusbund?  (Verlag  des 
Spartakusbundes,  Ende  1918). 

6.  Schäffle:  Die  Quintessenz  des  Sozialismus 
(Gotha  F.  A.  Perthes), 

7.  Rathenau:  Die  neue  Wirtschaft  (S.  Fischer, 
Berlin  1918). 

8.  Wilbrandt:  Aufsätze  über  Sozialisierung  (In 
„Vorwärts“  und  „Freiheit“  1918/19). 
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9.  Shaw:  Der  Sozialismus  und  die  geistig  Be- 
gabten (Kampffmeyers  Sammlung  „Sozialis- 
mus und  Kultur”,  Berlin,  Furcheverlag  1919), 

10.  Lenin:  Staat  und  Revolution  (Aktionsverlag, 
Berlin  1918). 

11.  „Vorläufiger  Bericht  der  Sozialisierungskom- 
mission über  die  Sozialisierung  des  Kohlen- 
bergbaus” (abgedruckt  im  Korrespondenz- 
blatt der  Gewerkschaften  Deutschlands, 
Berlin,  15.  März  1919). 


\ 
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Die 

Sozialistische  Schriftenreihe  d 

will  der  Vertiefung  des  Sozialismus  dienen.  Alle  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Kulturfragen  sollen  durch 
f berufene  Vertreter  vom  Standpunkte  des  Sozialismus 
als  Weltanschauung  aus  zur  Darstellung  gelangen.  In- 
teressenten werden  gebeten  ihre  Anschrift  dem  Verlag 
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llnfere  Aufgabe: 

öie  fo3iatijTifd)e  2Bod)enfd)riff  „Sreieö  öeutfc^fanb" 
tpiU  mogHdbji  ®cife  Greife  unfcreb  bcutfc^cn 
Dom  ^ot?en  2Berf  unb  Örnff  ber  fosia* 

(if?if(^en  Sorberungen  überseugen. 


eg: 

iOie3Bod)enfcbnf!„Sreie£{  ©eutfd)(Qnb"toirb,  gejTü^ 
auf  bie  2?tifarbeit  berufener  Parlamentarier,  ®e» 
(e^rfer,  ©(^rifttteUer  unb  ^ünftter,  burcb  Xeifarfifet, 
3tbf^anbtungen,  flfafiffifdje  Darlegungen,  i^tooeUen, 
6fi33en  unb  ^rififen  tiferarifcben  unb  fünftferifcben 
3n^atfo  in  atlgemein  t)er|tdnbiid)er  2Deife  beri(^fen: 

über  fuffurefle,  pt)i(ofopf?ifd}e  unb  ef^ifd)e  Probleme 
ber  fo3ian(tifcben  3\epub(if; 
über  ben  biffonftb^n  Verlauf  ber  5^eooIufion,  ihre 
:5orgefd)i(bfe  unb  ihre  Gntmirftungomogticbteifen; 
über  nafurtoiffcnfcbaftiicbe,  fecbnifd)e  unb  bPöi^ 
nifcbe  Srogen  im  neuen  (Staate; 
über  düb^tiftb^  unb  fün(!terifd?e  Stngetegenbeiten. 

lÖdcbenfUcb  1 ^^eft  oon  16  groben  ©eiten 

nur  40  Pfennig! 


1919  ob  crfdjeinf  bie  S^Ufcbrift  rcgetmopig  mSt^entlidj  einmal 
3 0cfte)  unb  foflef  burd)  ben  iSudjfjonbel  ober  bie  pofl  bejogen 

9Hörf  4.50,  monatlicj)  ^XflQxt  t.50 

3rcien  SDeuffdjIonb"  44  $effe,  bie  für  15  2Rorf  bun$ 
^ng  ober  birett  burdj  ben  SJerlog  su  bejie^en  finb. 


enDting  oon  5 deften 
frei  für  nur  2 


0O3iali(?ifchf  tOothmfctiriff  für  politif  u,  Äuitun 


Die  3^it  bcr  A^ßrrfcf^af!  einer  normiegenb  fo^i« 
dii?ifd)en  D^egierung  foUfe  bie  3ßit  fein,  in 
ber  ber  QueH  pofitifd?er  3been  mit  nerjüngfer 
Äraff  frrubeft.  /// 

©ie  lebten  DPlonate  ^aben  unö  gezeigt,  ba^  bie 
fo3ialbemptrütifd)en  Parteien  bringenb  ber  ibi« 
eilen  2>efrud)tung  bebürfen.  ©ie  3e>f  ber  ^ritif 
unb  Dppofition  ift  norüber.  ^öirfinb  t>or  bie  3iuf= 
gäbe  gefteiit,  pofitioe,  probuftine  Sirbeit  su  ieiften, 
unb  fepon  bie  erften  2ßod)en  seigen,  bap  bie 
©osiaibemotrafie  nerjüngenber  ^ra(t  bebarf. 
2Bir  befradpten  eö  alb  unfere  Siufgabe,  T^aum  3u 
fepaffenfür  bie  iebenbffarfen3been  ber  neuen  3eit. 
3ii(e  jungen  ^?rdfte  beb  ©osiaiibmub  finb  unb  tniii» 
fommen,  tuir  tuerben  ni^f  nur  beiud'prfe  aite 
©apnen  tneifen,  tuoiien  niepf  nur  aite  !S3aprpeiten 
in  neuen  Oetndnbern  prebigen.  ^öir  tnoiien 
:)teueb  fepaffen!  2Boiien  bab3i(te  befruepfen, 
neue  2ßege  tneifen  unb  aüen  bab  2Borf  geben,  bie 
ber  2Beif  etirab  SJertDoiieb  su  fagen  paben. 
3ugenbiicp«fo3iaiiitif(per  (Seijl  foii  unb 
ijeifer  fein,  benn  ipm  i|t  ber  ©ienf!  im  ®eift  ber 
liBaprpeit  guteb  iHecpt  unb  peilige  pfliepf 
ber  3ugenb  unb  ber  3ufuntt  miiien! 


Sreieö  X)eu{f($(ani>  2$er(ä(i0defe((' 
^annooer,  ^einrtt^fii; 


poflf(^e(fronto:  ^onntsptr 
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